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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Der Ständerat befasste sich als Zweitrat mit der Ende 2001 vom Bundesrat
vorgeschlagenen Revision der Einbürgerungsbestimmungen. Er nahm gegenüber der
Version des Nationalrats einige Ergänzungen und Präzisierungen vor. Bei der
automatischen Einbürgerung von Kindern der sogenannten 3. Generation drang die
Kommissionsmehrheit mit ihrem Antrag, dass die Eltern mit der Erteilung des
Bürgerrechts ausdrücklich einverstanden sein müssen, nicht durch. Bundesrätin
Metzler hatte gegen dieses Konzept insbesondere vorgebracht, dass in einigen Staaten
(u.a. Österreich) diese Positiverklärung die Kinder von der Beibehaltung der
Staatsbürgerschaft ihrer Eltern (doppelte Staatsangehörigkeit) ausschliessen würde. Das
vom Nationalrat gutgeheissene Beschwerderecht gegen als willkürlich oder
diskriminierend empfundene Einbürgerungsentscheide strich die kleine Kammer mit 26
zu 15 Stimmen wieder. Gleichzeitig lehnte sie auch die von der grossen Kammer im
Vorjahr überwiesene parlamentarische Initiative der SPK-NR für ein Beschwerderecht
gegen als willkürlich empfundene negative Entscheide über die Einbürgerung ab. 1

ANDERES
DATUM: 17.06.2003
HANS HIRTER

Strafrecht

Das Parlament folgte dem Antrag des Bundesrats und beschloss, die Volksinitiative „für
eine lebenslange Verwahrung für nicht therapierbare, extrem gefährliche Sexual- und
Gewaltstraftäter“ zur Ablehnung zu empfehlen. In der Debatte waren sich zwar alle
einig, dass sich die Gesellschaft besser vor rückfallgefährdeten extrem gefährlichen
Straftätern schützen müsse. Für die meisten waren aber die dazu im Vorjahr im Rahmen
der Strafrechtsrevision beschlossenen Mittel ausreichend und auch besser geeignet als
die von der Initiative verlangten. Im Nationalrat sprachen sich nur eine klare Mehrheit
der SVP, zwei Freisinnige und die beiden Vertreter der SD und der EDU dafür aus.
Vorangehend war ein Antrag von Rechsteiner (sp, SG) gescheitert, die Initiative von der
Rechtskommission eingehender auf ihre völkerrechtliche Zulässigkeit überprüfen zu
lassen. Dass die Initiative, welche für lebenslänglich Verwahrte eine periodische
Überprüfung der Verwahrungsgründe praktisch ausschliesst, nicht EMRK-konform ist,
war auch von Strafrechtlern moniert worden. Allerdings verstösst sie nicht gegen
zwingendes Völkerrecht (wie etwa Folterverbot, Sklavereiverbot), was gemäss neuer
Bundesverfassung automatisch zu einer Ungültigkeitserklärung führen würde.
Justizministerin Metzler vertrat bei der Begründung ihrer Ablehnung des Antrags
Rechsteiner die Ansicht, dass der Initiativtext eine völkerrechtskonforme Auslegung
zulassen würde. Der Ständerat plädierte mit einer Gegenstimme ebenfalls für die
Ablehnung der Initiative. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 20.06.2003
HANS HIRTER

Datenschutz und Statistik

Zu Bedenken bezüglich Datenschutz gaben die Pläne der USA Anlass, in den
Reisepässen in Zukunft die Aufnahme von biometrischen Daten (Gesichtserkennung,
Fingerabdrücke, Irisstruktur) zu verlangen. Damit soll es bei den Einreisekontrollen
leichter möglich sein, Einreisende mit einem nicht ihnen gehörenden Pass zu erkennen.
Gemäss Bundesrätin Metzler würden diese zusätzlichen Angaben in amtlichen
Ausweispapieren an sich nicht gegen den Datenschutz verstossen. Ihre Einführung in
der Schweiz bräuchte aber eine rechtliche Grundlage im Passgesetz. 3

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 02.10.2003
HANS HIRTER
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Öffentliche Ordnung

Auf Ersuchen der Genfer Regierung gab der Bundesrat nach einigem Zögern die
Erlaubnis, die von den schweizerischen Kantonen gestellten Polizisten durch ein
namhaftes Kontingent deutscher Truppen zu verstärken. Dieser Einsatz von deutschen
Polizisten war gemäss Justizministerin Metzler rechtlich vom schweizerisch-deutschen
Polizeivertrag von 1999 abgedeckt. Aufgeboten waren insgesamt 1000 deutsche und
5500 schweizerische Polizisten sowie 4500 Armeeangehörige. Auf französischem
Gebiet waren rund 15'000 französische Polizisten engagiert. 4

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.05.2002
HANS HIRTER

Innere Sicherheit

Die 1999 von der Vorsteherin des EJPD und den kantonalen Polizeidirektoren
eingesetzte verwaltungsinterne Arbeitsgruppe Usis („Überprüfung des Systems der
inneren Sicherheit“) kündigte an, ihren Schlussbericht im Jahr 2002 vorzulegen. Im
Herbst des laufenden Jahres informierte sie über Empfehlungen für
Sofortmassnahmen. Ihrer Ansicht nach soll das EJPD eigene Polizeitruppen zur
Wahrung der vom Bund zu garantierenden inneren Sicherheit erhalten. Diese neue
Truppe würde es auch erlauben, das Militär von polizeilichen Aufgaben wie Grenz- und
Botschaftsbewachungen, Schutz von internationalen Konferenzen etc. zu entlasten. Das
Grenzwachtkorps, das bereits heute zur Mehrheit sicherheitspolizeiliche Aufgaben
erfüllt, soll zudem vom EFD ins EJPD wechseln und personell aufgestockt werden. Die
Bundesbehörden und die kantonalen Polizeidirektoren übernahmen diese Vorschläge
nicht integral. Man war sich zwar einig, dass die Armee in Zukunft nur subsidiär
Aufgaben im Bereich der inneren Sicherheit erfüllen soll und dazu eine Aufstockung der
Polizeikräfte um rund 700-1000 Personen erforderlich ist. Während die
Kantonsvertreter aber primär auf einen Ausbau ihrer eigenen Polizei setzen, will das
EJPD als Variante auch die Schaffung einer Bundespolizeitruppe weiter verfolgen. Nach
dem Nationalrat forderte nun auch der Ständerat die Regierung auf, angesichts der
Rekrutierungsschwierigkeiten und der anspruchsvoller gewordenen Aufgaben die
Arbeitsbedingungen beim Grenzwachtkorps zu überprüfen und geeignete Massnahmen
zu ergreifen. 5

BERICHT
DATUM: 10.11.2001
HANS HIRTER

Nachdem auch noch die Parteien (mit Ausnahme der CVP) ihre Opposition angemeldet
hatten, rückte Bundesrätin Metzler Schritt um Schritt von der Idee ab, eine spezielle
Bundespolizei für Sicherungs- und Bewachungsaufgaben zu schaffen. Im Spätherbst
teilte der Bundesrat mit, dass er aus finanzpolitischen Gründen auf die Schaffung einer
eigenen Polizeitruppe verzichten wolle. Die dauerhaften Überwachungs- und
Kontrollaufgaben (Grenze, Bundesgebäude, diplomatische Vertretungen) sollen in
Zukunft noch stärker als bisher von Angehörigen des Grenzwachtkorps, sowie des
Festungswachtkorps und der Armee übernommen werden. Nicht mit diesen Plänen
einverstanden waren die kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren. Sie sprachen sich
gegen einen Ausbau des Einsatzes der Armee für polizeiliche Aufgaben aus und
unterstützten weiterhin die Variante „Kantone“ des Projekts Usis („Überprüfung des
Systems der inneren Sicherheit“), welche Bundesmittel für einen Ausbau der kantonalen
Polizeitruppen vorschlägt. Der ursprünglich für 2002 vorgesehene Schlussbericht zu
Usis wurde für das Frühjahr 2003 angekündigt. 6

BERICHT
DATUM: 16.11.2002
HANS HIRTER

Die von der ehemaligen Vorsteherin des EJPD, Ruth Metzler, eingeleitete Revision des
Waffenrechts wurde von der Verwaltung abgespeckt. Nach der vernichtend verlaufenen
zweiten Vernehmlassung beschloss das federführende Bundesamt für Polizei, das
vorgesehene zentrale Waffenregister zu streichen. Das zu Jahresbeginn in die
verwaltungsinterne Konsultation gegebene Projekt des Bundesamtes konzentriert sich
auf die Neuregelung des privaten Handels und auf Vorschriften über den Erwerb und
Besitz von Waffenimitationen. Der Beitritt der Schweiz zum Schengen-Abkommen, wie
er vom Parlament in der Dezembersession beschlossen wurde, würde auf jeden Fall
eine gewisse Verschärfung des Waffenrechts mit sich bringen, verlangt es doch von
Mitgliedstaaten eine Kontrolle des Erwerbs und Besitzes von Feuerwaffen. Eine der
Interessenorganisationen der Waffenbesitzer, «Pro Tell», kündigte aus diesem Grund
im Herbst ihren Widerstand zu diesem EU-Abkommen an. Die im Schiesssportverband
organisierten Sportschützen zeigten sich hingegen mit der vorgesehenen Regelung,
welche für die Besitzer einer Ordonanzwaffe keine zusätzlichen Auflagen bringt,
zufrieden. Dies durften sie umso mehr sein, als das Parlament bei der Beratung der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.10.2004
HANS HIRTER
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Abkommen beschloss, dass Sportschützen, Waffensammler und Jäger von der neuen
Begründungspflicht für den Waffenerwerb ausgenommen werden. 7

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 15. Dezember bestätigte die Vereinigte Bundesversammlung alle amtierenden
Bundesräte. Zuerst wurde Adolf Ogi (svp) als Amtsältester mit dem sehr guten Resultat
von 191 Stimmen gewählt. Damit waren die Spekulationen erledigt, welche in den
Medien über eine eventuelle Wahl des freisinnigen Parteipräsidenten Steinegger (UR)
anstelle des von seiner Partei kaum mehr unterstützten Ogi angestellt worden waren.
Der an zweiter Stelle zu wählende Kaspar Villiger (fdp) wurde mit 187 Stimmen ebenfalls
klar bestätigt. Der als Kandidat gegen die Sozialdemokraten antretende Christoph
Blocher unterlag gegen Ruth Dreifuss mit 148:58 Stimmen und gegen Moritz
Leuenberger mit 154:58. Blocher hatte also kaum über die Grenzen seiner Partei
hinaus Stimmen sammeln können. Nachdem die Sozialdemokraten ihre Schäfchen im
Trockenen hatten, waren Vergeltungsaktionen angesagt. Leidtragender war der bei der
Linken wegen gewisser wirtschaftsliberaler Aussagen ohnehin wenig beliebte
Freisinnige Couchepin, der bei einem absoluten Mehr von 113 Stimmen lediglich deren
124 erzielte. Problemlos verlief dann die Wiederwahl der beiden im Frühjahr gewählten
CVP-Regierungsmitglieder. Die von der Linken ebenfalls nicht sonderlich geschätzte
Ruth Metzler kam auf 144, Joseph Deiss auf 173 Stimmen. Zum Bundespräsidenten für
das Jahr 2000 wurde mit 176 Stimmen Adolf Ogi, zu seinem Vize mit 145 Stimmen Moritz
Leuenberger gewählt. 8

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 15.12.1999
HANS HIRTER

Am Abend des Wahlsonntags überraschte der Präsident der SVP, Ueli Maurer, die
Präsidenten der anderen Parteien vor laufender Fernsehkamera mit der ultimativ
vorgetragenen Forderung, dass bei der Gesamterneuerungswahl vom Dezember
Christoph Blocher anstelle einer der bisherigen CVP-Vertreter in den Bundesrat zu
wählen sei, ansonsten die SVP aus der Regierung austreten werde. Wie sich in letzterem
Fall der amtierende Bundesrat der SVP, Samuel Schmid, verhalten würde, blieb offen.
Die SVP-Fraktionsführung und später auch die Fraktion und eine
Delegiertenversammlung sanktionierten dieses in kleinem Kreis vorbereitete Vorgehen
Maurers erst im Nachhinein, aber ohne wesentliche Opposition. Die rasch
verstummende parteiinterne Kritik monierte, dass die üblichen Prozeduren bei der
Kandidatennomination missachtet würden, und dass ein so wichtiger Entscheid wie ein
Regierungsaustritt nur von einer Delegiertenversammlung oder einer Urabstimmung
gefällt werden könne.

Die beiden anderen bürgerlichen Regierungsparteien reagierten unterschiedlich. Die
FDP kritisierte zwar das aggressive Vorgehen der SVP, sah aber keinen Grund, deren
Anspruch auf einen der beiden CVP-Sitze und die Kandidatur Blocher zu bekämpfen.
Die von der SVP anvisierte CVP erklärte hingegen, dass ihre Vertreter nicht zurücktreten
würden und die Partei sie dabei voll unterstützen werde. Auch ihre Bundesräte Deiss
und Metzler liessen nie Zweifel daran aufkommen, dass sie wieder kandidieren würden.
Obwohl es an der kompromisslosen Haltung der CVP auch parteiinterne Kritik gab,
welche befürchtete, dass nach dem neuerlichen Wahlsieg der SVP ein Beharren auf den
zwei Bundesratssitzen für die CVP kontraproduktiv wäre, hielt die CVP-Spitze bis zur
Bundesratswahl vom 10. Dezember an dieser Linie fest. In der Vorbereitung des Terrains
für die Bundesratswahl machte sich die CVP die Idee der SP zu Eigen, dass die SVP,
zumindest vorläufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten
solle. Dabei griff sie die FDP auch inhaltlich an: Mit ihrer Unterstützung der Kandidatur
Blocher sei diese zum Anhängsel der SVP geworden und nicht mehr repräsentativ für
ihre gemässigt bürgerliche Wählerschaft. Diese werde einzig noch durch die CVP
vertreten, weshalb deren Anspruch auf zwei Sitze gerechtfertigt sei. Eine Woche vor der
Wahl beschloss die Fraktion, an der Wiederkandidatur sowohl von Deiss als auch von
Metzler festzuhalten. Zudem entschied sie, dass die zuerst antretende Metzler bei einer
Nichtwahl nicht gegen den nach ihr zu wählenden Deiss antreten dürfe.

Die Haltung der SP war nicht eindeutig und zudem stark von taktischen Interessen
geprägt. Im Sommer hatte Parteipräsidentin Brunner eine gewisse Bereitschaft
erkennen lassen, der SVP einen zweiten Regierungssitz zulasten der CVP einzuräumen.
Sie begründete diese von einem Teil der Linken als Tabubruch empfundene
Unterstützung der SVP nicht mit deren Wählerstärke, sondern mit dem Verhalten der

ANDERES
DATUM: 04.12.2003
HANS HIRTER
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CVP, welche zu weit nach rechts gerückt sei. Indirekt gab sie damit der CVP zu
verstehen, dass eine SP-Unterstützung für die Verteidigung ihrer beiden
Regierungssitze nicht gratis zu haben sei. In der Phase der Wahlvorbereitungen
konkretisierte die SP-Spitze diesen Preis und verlangte von der CVP Zusicherungen, in
konkreten sozial-, wirtschafts- und finanzpolitischen Fragen die SP-Positionen
mitzutragen. Derartige Vorstösse wurden auch von den Grünen gemacht, welche aber
rasch zur Erkenntnis kamen, dass die Positionen der CVP und der GP zu weit
voneinander entfernt sind, um eine tragfähige Mitte-Links-Regierung zu bilden.
Rechnerisch wäre eine derartige Koalition möglich gewesen, verfügte doch die Linke
mit der CVP über eine knappe Mehrheit von 125:121 Stimmen in der
Bundesversammlung. Obwohl die CVP der SP keine inhaltlichen Zugeständnisse machte,
beschloss die SP-Fraktion eine Woche vor der Wahl, die beiden Kandidierenden der
CVP zu unterstützen. Nach den Nationalratswahlen war von Brunner auch die von der
CVP dankbar aufgenommene Idee ins Spiel gebracht worden, dass die SVP, zumindest
vorläufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten könnte. 9

In der von der Öffentlichkeit mit grosser Spannung erwarteten Wahl vom 10. Dezember
setzte sich die SVP gegen die von der SP und der GP unterstützte CVP durch. Nachdem
die amtsältesten Leuenberger und Couchepin mit guten Resultaten wiedergewählt
worden waren, musste Ruth Metzler gegen Christoph Blocher antreten. Da 1999 die
Wahl von Metzler vor derjenigen von Deiss stattgefunden hatte, galt sie als Amtsältere
und musste demnach zuerst antreten. Nach einem Patt (116:116) im ersten Wahlgang und
einem leichten Vorsprung für Blocher im zweiten (119:117), setzte sich dieser im dritten
Wahlgang mit 121:116 bei einem absoluten Mehr von 119 Stimmen (vier waren ungültig,
fünf leer) durch. Bei der anschliessenden Wahl von Deiss, welcher von CVP-
Fraktionschef Cina (VS) noch einmal ausdrücklich als einziger CVP-Kandidat für diesen
Wahlgang empfohlen wurde, stimmten die SVP und eine Mehrheit der FDP für Metzler,
welche 96 Stimmen erhielt. Deiss schaffte aber mit 138 Stimmen das absolute Mehr von
121 Stimmen im ersten Wahlgang problemlos. Nachdem anschliessend Schmid und
Calmy-Rey im ersten Wahlgang wiedergewählt worden waren, schritt der Rat zur
Neubesetzung des Sitzes von Villiger. Bereits im ersten Wahlgang lag Merz mit 115
Stimmen klar vor Beerli (83). Im zweiten Wahlgang wurde er mit 127 bei einem absoluten
Mehr von 120 gewählt; Beerli war auf 96 Stimmen gekommen. Der 61jährige Hans-
Rudolf Merz vertrat seit 1997 den Kanton Appenzell Ausserrhoden im Ständerat.
Politisch gilt der Volkswirtschafter als Rechtsfreisinniger mit starkem Engagement für
Fragen der Finanzpolitik und der Finanzmärkte. 10

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2003
HANS HIRTER

Wie schmal der Grad zwischen öffentlichem Interesse und dem Schutz der
Persönlichkeit ist, zeigt sich jeweils dann, wenn Medien über das Privatleben von
Politikerinnen und Politikern berichten. Im Fall der Verurteilung eines Sohnes von
Bundesrat Ueli Maurer wurde in den Medien allerdings nicht nur öffentliches Interesse
reklamiert, sondern auch darauf hingewiesen, dass gerade bei Vertretern der SVP, die
gegen die «Kuscheljustiz» und für «Strafverschärfungen» weible, besonders genau
hingeschaut werden müsse. Das öffentliche Interesse wurde  auch damit begründet,
dass in diesem Fall die judikative Unabhängigkeit bewiesen werden müsse. 
Was war geschehen? Ende 2017 machte der «Zürcher Oberländer» publik, dass einer
der Söhne von Ueli Maurer vor Gericht erscheinen müsse, weil er zwei Jahre zuvor unter
Alkoholeinfluss einen Autounfall verursacht habe. Die Sonntagszeitung nahm den Fall
auf und vermutete, dass es noch weitere Delikte geben müsse, die dem Sohn
angekreidet würden – die Anklageschrift werde allerdings nicht zugänglich gemacht,
erklärte die Zeitung. Mehr noch, die Verteidigung habe beantragt, den Prozess unter
Ausschluss der Öffentlichkeit durchzuführen, um die Persönlichkeit des Mandanten zu
schützen. Der Entscheid vom Bezirksgericht Hinwil, die Medien, nicht aber die
Öffentlichkeit zum abgekürzten Prozess zuzulassen, wurde vom Anwalt von Maurers
Sohn zwar weitergezogen, vom Obergericht und schliesslich vom Bundesgericht Ende
Mai 2018 aber bestätigt. Gerade wenn der Sohn eines Bundesrats vor Gericht stehe,
bestehe ein gewichtiges öffentliches Interesse. Als Beschuldigter habe der Angeklagte
die mit einer öffentlichen Verhandlung verbundenen psychischen Belastungen
hinzunehmen. Dem Persönlichkeitsschutz solle aber Rechnung getragen werden, indem
die Veröffentlichung von Vorname, Alter, Wohnort und Fotos verboten würden – so das
Urteil des letztinstanzlichen Gerichts.
Mitte Oktober 2018 fand schliesslich der Prozess statt und die Medien erhielten erst
dann die Anklageschrift. Neben dem Autounfall wurde der Sohn von Ueli Maurer wegen
Raub und versuchter Erpressung – Maurers Sohn hatte zusammen mit einem Kollegen
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einen Mann ausgeraubt –, Sachbeschädigung, versuchter Gewalt und Drohung gegen
Behörden und Beamte, mehrfacher Beschimpfung und Hinderung einer Amtshandlung
– bei seiner Verhaftung soll sich der junge Mann widersetzt haben – zu einer bedingten
Freiheitsstrafe von 16 Monaten verurteilt. Während der Befragung gab der junge Mann
bekannt, stark unter dem Druck gelitten zu haben, der mit der schweizweiten
Prominenz seines Vaters einhergehe. Er sei oft fertig gemacht und beleidigt worden.
Weil die Anklage medial ausgeschlachtet worden sei, habe er zudem seine Arbeitsstelle
verloren und die damit zusammenhängende Weiterbildung abbrechen müssen. 
Die Medien kommentierten den Fall unterschiedlich. Während in der Weltwoche
(7.12.17) von «Schmuddelpresse und Sippenhaft» die Rede war, beleuchtete die BaZ
(23.5.18) das Schicksal der Kinder von Bundesräten. Sie müssten sich erklären, obwohl
sie es nicht wollten, oder wollten sich erklären, weil sie glaubten, es tun zu müssen. In
seiner Kolumne in der Weltwoche (25.10.18) lobte Peter Bodenmann (VS, sp) die Justiz,
die hart geblieben sei, fragte aber rhetorisch, wie die Volkspartei wohl reagiert hätte,
wenn «Maurer Junior» Kosovo-Albaner gewesen und der beraubte Mann der ehemalige
SVP-Nationalrat Hans Fehr gewesen wäre. 11

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Im Wallis verzichteten gleich drei bisherige CVP-Regierungsräte auf eine Wiederwahl,
womit sich insbesondere für die Sozialdemokraten eine Chance eröffnete, der seit 140
Jahren ohne Unterbruch mit absoluter Mehrheit regierenden CVP/CSP einen Sitz
streitig zu machen. Ins Rennen ziehen konnten sie dabei mit einer national bekannten
Figur, dem Präsidenten der SP Schweiz und Nationalrat Peter Bodenmann. Während die
FDP mit dem Bisherigen Serge Sierro antrat, portierten die CVP/CSP neben dem
Bisherigen Wilhelm Schnyder (csp) neu Jean-Jacques Rey-Bellet, Jean-René Fournier
und Peter Furger (alle cvp). Der CVP-Dissident und ehemalige Nationalratspräsident
Paul Schmidhalter, der aufgrund eines Streites um Autobahnvarianten gegen Furger
kandidierte, sowie Michel Carron (parteilos), der Opfer der Bankenaffäre Dorsaz
geworden war, traten als Protestkandidaten an. Im ersten Wahlgang erreichte nur
gerade der Oberwalliser Schnyder das absolute Mehr. Die CVP-Kandidaten Fournier und
Rey-Bellet belegten die Plätze zwei und drei, während der Bisherige Sierro den vierten
Rang erreichte. Bodenmann konnte sich deutlich vor dem vierten Christlichdemokraten
Furger auf Rang fünf platzieren, dem Carron und Schmidhalter auf den letzten beiden
Plätzen folgten.

Der zweite Wahlgang war von taktischen Schachzügen geprägt. Um ihren vierten Sitz
zu retten, bewegte die CVP Furger dazu, seine Kandidatur zurückzuziehen und stieg
stattdessen für den zweiten Wahlgang mit einer Frau, der Visper Gemeindepräsidentin
Ruth Kalbermatten, ins Rennen. Diese erhielt damit die Chance, als erste Frau in die
Walliser Regierung einzuziehen. Um die Wahl des Freisinnigen Sierro nicht zu gefährden
und um gleichzeitig eine Oberwalliser Mehrheit - das deutschsprachige Oberwallis stellt
weniger als 30% der Bevölkerung - bestehend aus Schnyder, Kalbermatten und ihm
selbst zu vermeiden, verlegte Bodenmann seinen Wohnsitz vom Bezirk Brig in den
Bezirk Visp, die Stammlande von Kalbermatten. Da die Walliser Verfassung verbietet,
dass zwei Staatsräte aus dem gleichen Bezirk stammen, musste es so zu einem
Entscheid zwischen Kalbermatten und Bodenmann kommen. Damit war der FDP-
Kandidat so gut wie gewählt, und die FDP sprach sich im Gegenzug offiziell für den
Kandidaten der SP aus. Die Rechnung von Peter Bodenmann ging auf: Er erzielte im
zweiten Wahlgang das beste Resultat und zog als erster Sozialdemokrat in die Walliser
Regierung ein. Hinter ihm folgten der Freisinnige Sierro sowie die beiden CVP-
Kandidaten Fournier und Rey-Bellet, die damit ebenfalls gewählt wurden. Der
erstmalige Griff zum Frauenbonus ging für die CVP nicht auf: Kalbermatten, die aus
Krankheitsgründen kaum einen Wahlkampf bestreiten konnte, landete auf dem fünften
Platz und verpasste damit den Einzug in die Regierung. Carron belegte den letzten Platz;
Schmidhalter war nicht mehr angetreten. Damit wurde die sechzigjährige
Regierungsformel (4 CVP, 1 FDP) geknackt. Während die SP vom Vorwurf verschont
blieb, sie hätte mit ihrem "Papiertrick" eine Frauenwahl verhindert, musste sich die
CVP auch in CVP-Hochburgen Kritik an ihrem langjährigen System der Machterhaltung
und Klientelwesen gefallen lassen. 12
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Bei den Gesamterneuerungswahlen in fünf Kantonen (AR, BL, LU, TI, ZH) kam es
parteipolitisch nur in Baselland zu einer Sitzverschiebung. Hier eroberte die SVP den
Sitz des zurückgetretenen Eduard Belser (sp) und konnte mit Erich Straumann (svp)
nach einer amtsfreien Legislaturperiode wieder einen Vertreter in die Regierung
entsenden. Dagegen vermochte die SVP im Kanton Luzern trotz des Wahlerfolgs bei den
Parlamentswahlen keinen der beiden Kandidierenden durchzubringen. Auch im Kanton
Tessin blieb der SVP der Erfolg verwehrt. Ebenfalls gescheitert ist das Comeback des
ehemaligen SP-Regierungsrates Rossano Bervini mit seiner neugegründeten Liberal-
sozialistischen Partei. In Zürich konnten die Bürgerlichen ihre Fünfervertretung
erfolgreich verteidigen. Die beiden übrigen Sitze gingen an die SP und die Grünen.

Die Sozialdemokraten verzichteten in der Ersatzwahl im Aargau auf einen
Gegenkandidaten zum SVP-Kandidaten Ernst Hasler, der die Wahl ohne Konkurrenten
für sich entschied. Im Kanton Obwalden wurde zum ersten Mal eine Regierungsratswahl
an der Urne durchgeführt. Das Rennen machte der wilde Kandidat Hans Wallimann
(cvp). In Schaffhausen zog die Ökoliberale Bewegung Schaffhausen (öbs) mit Herbert
Bühl erstmals in die Kantonsregierung ein. Ihr Sitz ging zu Lasten der FDP. Bei der
Ersatzwahl für Peter Bodenmann (sp) im Wallis konnte die SP dank Unterstützung durch
die FDP ihren Sitz gegen die CVP verteidigen.

Die Frauen konnten sich zu den diesjährigen Wahlsiegerinnen zählen. In den Kantonen
Zürich und Tessin fand je eine weitere Frau Einzug in die Regierung. Zürich stellt neu
drei Regierungsrätinnen, der Tessin neu zwei. Berücksichtigt man die Ersatzwahlen, wo
in Appenzell-Innerrhoden der Sitz der neu gewählten Bundesrätin Ruth Metzler (cvp) an
einen Mann überging, so hat sich gesamtschweizerisch die Zahl der Frauen in
kantonalen Regierungen im Vergleich zum Vorjahr von 32 auf 33 erhöht, was einem
Frauenanteil von 20,4% entspricht.

WAHLEN
DATUM: 01.01.1999
DANIEL BRÄNDLI

Für die Gesamterneuerungswahlen in den fünfköpfigen Staatsrat beschränkte sich die
CVP/CSP mit Jean-René Fournier (cvp), Jean-Jacques Rey-Bellet (cvp) und Wilhelm
Schnyder (csp) auf das Halten ihrer drei Sitze. Die SP trat mit Thomas Burgener an, der
1999 Peter Bodenmann ersetzt hatte. Der Freisinnige Serge Sierro hingegen reichte
seinen Rücktritt ein, worauf die FDP den Gemeindepräsidenten von Port-Valais und
Präsidenten der Walliser FDP Claude Roch nominierte. Um den Frauen endlich eine
Vertretung in der Walliser Regierung zu geben, entschloss sich die ehemalige
Präsidentin der FDP, Cilette Cretton aus Martigny, zu einer wilden Kandidatur. Der
Unabhängige Michel Carron bewarb sich ebenfalls um ein Amt. Die CVP/CSP brachte
ihre drei Kandidaten bereits im ersten Wahlgang problemlos durch: Jean-René
Fournier erreichte mit 52,3% das Bestresultat, gefolgt von Wilhelm Schnyder und Jean-
Jacques Rey-Bellet. Der Sozialdemokrat Thomas Burgener und die beiden Freisinnigen
verpassten das absolute Mehr. Cilette Cretton erhielt mit 21'400 Stimmen nur 3400
Stimmen weniger als Claude Roch, zudem lag sie in 9 von 13 Bezirken vorne. Damit
stellte die Frauenkandidatur eine echte Herausforderung für die beiden offiziellen
Bewerber dar. 

Für den zweiten Wahlgang beschloss die CVP Stimmfreigabe, favorisierte jedoch Roch,
um die rechte Mitte in der Regierung zu stärken. Die SP verzichtete ebenfalls auf eine
Empfehlung und stiess damit die FDP, ihre ehemalige Verbündete von 1997, vor den
Kopf. Mit vierzig Prozent aller Stimmen (rund 39'000) erzielte Burgener das beste
Resultat. Roch erreichte 31'000, und auf Cretton entfielen 26'000 Stimmen. Die
Oberwalliserinnen und -walliser hatten ihren Kandidaten Burgener nicht gefährden
wollen und keinen zweiten Namen auf den Wahlzettel geschrieben; sonst wären
Cretton, die in der FDP dem linken Flügel angehörte, wohl die linken Wählerstimmen
Burgeners zugute gekommen. Roch hingegen profitierte von den Wählenden der CVP,
soweit sie zur Urne gingen; diese hatten offensichtlich darauf verzichtet, der
traditionellen Gegnerin FDP einen Streich zu spielen. Damit wurde die 1997 mit dem
Einzug des Sozialdemokraten Peter Bodenmann neu definierte Regierungsformel 3
CVP, 1 FDP, 1 SP bestätigt, doch ist immer noch keine Frau in der Walliser Exekutive
vertreten. Geblieben ist mit zwei Vertretern des deutschsprachigen Kantonsteils
(Burgener und Schnyder) auch die sprachregionale Verteilung. 13
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Kantonale Ersatzwahlen

Die Innerrhoder Landsgemeinde hatte im April die Nachfolge der neu gewählten
Bundesrätin Ruth Metzler (cvp) zu bestimmen. Die CVP tat sich schwer mit der Suche
nach einer geeigneten Kandidatin und nominierte schliesslich ihre 52jährige
Parteipräsidentin und Grossrätin Heidi Buchmann-Brunner, die den Sukkurs ihrer
Partei, des Bauernverbands und des Frauenforums genoss. Als Gegenkandidat trat der
41jährige parteilose Grossrat Bruno Koster an, ein erfolgreicher Kleinunternehmer, der
von links bis rechts Unterstützung erhielt. Zu seinen namhaften Supportern zählten die
SVP, die Arbeitnehmer-Vereinigung, die Gruppe für Innerrhoden sowie lokale
Industrielle. Gewählt wurde Bruno Koster. Damit ist die Innerrhoder Standesregierung
wieder ein reines Männergremium. Als Selbstverständlichkeit galt die Bestätigung des
regierenden Landammans Arthur Loepfe und des stillstehenden Landammans und
Ständerats Carlo Schmid. 14

WAHLEN
DATUM: 25.04.1999
DANIEL BRÄNDLI

Um die Nachfolge des zurücktretenden Peter Bodenmann (sp) war im Wallis schon vor
Jahresende der Wahlkampf entbrannt. Anfangs Mai machten sich vier Kandidaten den
traditionsgemäss dem deutschsprachigen Kantonsteil zugestandenen Sitz bei
zahlreichen Podiumsveranstaltungen und Presseterminen strittig. Der offizielle
Kandidat der SP, Nationalrat Thomas Burgener, hatte die interne Ausmarchung in der
Partei für sich entscheiden können. Seine Konkurrentinnen waren die CVP-Vize-
Präsidentin Viola Amherd, die Direktorin der Westschweizer Wirtschaftsförderung
Chantal Balet (lp) und der als chancenlos geltende Michel Marron, ein
Gründungsmitglied der Walliser SVP. Im ersten Wahlgang holte Burgener die meisten
Stimmen, gefolgt von Amherd und Balet, die im Oberwallis nur ganz wenig Stimmen
holen konnte. Obwohl die Liberale Balet weiterhin im Rennen blieb, kündigten die
Freisinnigen ein stärkeres Engagement für den Erhalt der bestehenden
Regierungszusammensetzung, also für die Wahl des Sozialdemokraten Burgener, an. Im
zweiten Wahlgang übertraf Burgener sein Resultat aus dem ersten Wahlgang um Längen
und siegte mit 34'748 Stimmen und einem Vorsprung von 8317 Stimmen auf Amherd.
Von den übrigen drei Kandidierenden erreichte niemand mehr als 10'000 Stimmen.
Burgener schwamm in allen drei Walliser Regionen oben auf. Froh zeigten sich die FDP
und die SP, gemeinsam gegen die Übermacht der CVP gewonnen zu haben. Enttäuscht
hingegen waren viele Frauen; sie hatten sich in Amherd die erste Regierungsrätin im
Kanton erhofft. 15

WAHLEN
DATUM: 23.05.1999
DANIEL BRÄNDLI

Eidgenössische Wahlen

Der CVP-Wahlparteitag anfangs Juli in Hergiswil (NW) wurde ebenfalls nach
amerikanischen Vorbildern organisiert. Die Veranstaltung diente weniger einer
inhaltlichen Diskussion der Wahlkampfthemen als vielmehr einer Motivierung für
Kandidatinnen und Kandidaten. Emotionale Reden wurden umrahmt mit Showeinlagen
sowie Pop- und Volksmusik-Darbietungen. Die neuen Bundesräte Metzler und Deiss
wurden als Hoffnungsträger besonders prominent ins Bild gesetzt. Schwerpunkte der
Ansprachen bildeten die Verbesserung der Beziehungen mit der EU (Bundesrat Deiss),
ein wirksames Vorgehen gegen illegale Einwanderer (Bundesrätin Metzler), die
Aufforderung zur Stärkung des „Wir-Gefühls“ und Angriffe gegen die „Neinsager und
Querulanten“ in den Reihen der SVP (Parteipräsident Durrer) und die Formulierung des
Wahlziels „Dritte Kraft im Lande“ (Brigitte Hauser). Einige Wochen vor den Wahlen
propagierte die CVP in seitengrossen Inseraten ihre Wahlbekenntnisse für eine
zukunftsgerichtete Zusammenarbeit mit der EU und für eine „vorurteilsfreie
Flüchtlingspolitik“. Wiederum wurden die Bundesräte Metzler und Deiss sowie
Parteipräsident Durrer als Zugpferde ins Bild gesetzt. 16

WAHLEN
DATUM: 17.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Le PDC, conseillé par une agence de publicité, a certainement mené la campagne la
plus originale parmi les partis gouvernementaux. Sous le slogan « Du mordant », et à
grand renfort de brosses à dents estampillées PDC, c’est avec un semi-remorque
transformable en scène que le parti espérait dépasser le PRD et redevenir la troisième
formation au niveau national. Cette animation itinérante, baptisée « Roadshow », a fait
escale dans les principales villes de Suisse, de préférence sur des places très
fréquentées, ou devant des centres commerciaux. L’objectif était d’attirer l’attention
du public grâce à une animation musicale et de permettre aux citoyens de rencontrer
les candidats locaux, voire même Ruth Metzler ou Joseph Deiss. Pour la direction du
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parti, cette stratégie devait convaincre les citoyens indécis, les nouveaux électeurs ainsi
qu’un certain électorat urbain. Ils misaient également sur le soutien d’un maximum
d’électeurs, sans affiliation partisane, au comportement électoral volatile. Mettant
l’accent sur la nécessité d’être vu, la centrale du parti a misé sur l’utilisation de gadgets
électoraux (pose des grandes tours de 15 mètres à l’effigie du parti à quatre endroits en
Suisse, distribution des ballons de plage dans les piscines publiques…). La centrale a
également envoyé un CD aux sections locales et cantonales afin de coordonner les
campagnes d’affichage, les annonces et les tracts. Le coût de cette campagne a été
estimé à environ 1,5 million de francs. Il convient de préciser que les chiffres
concernant les différents budgets de campagne sont à considérer avec prudence dans
la mesure où ils ne sont que difficilement vérifiables. De plus, ils ne comprennent que
les dépenses des centrales nationales des partis. Le PS a mis sur pied une équipe de
sept personnes, baptisée « Campa 03 », chargée d’un double mission, une vers
l’intérieur et l’autre vers l’extérieur. Il s’agissait, d’une part, d’être un centre de
prestation pour les candidats : information sur l’actualité et les positions du parti,
coordination de la campagne malgré la large autonomie laissée aux sections cantonales,
attention portée à des apparitions aussi unifiées que possible, aide à l’élaboration de
pages Internet, formation à la communication... Cette structure de coordination devait,
d’autre part, mener une campagne d’affichage volontairement provocante, collant à
l’actualité et montrant les différences essentielles entre les socialistes et les formations
bourgeoises. Ce sont dix affiches principales qui devaient rythmer l’année jusqu’à
l’automne. Pascal Couchepin et Joseph Deiss ont subi des attaques directes
concernant des dossiers de leurs départements, respectivement les retraites et le
chômage. Ajoutée aux déclarations de la présidente du PS concernant la possibilité de
changer la composition du Conseil fédéral, l’affiche contre le ministre de l’économie a
contribué à tendre les rapports entre le PS et le PDC. Cette structure souple devait
permettre de réagir rapidement aux événements en préparant des communiqués de
presse et des courriers électroniques d’information. Le coût de la campagne a été
estimé à 1,3 million de francs, dont un tiers pour le personnel rattaché à la structure
provisoire d’accompagnement. Conseillé par deux agences de publicité (une en Suisse
alémanique et une en Suisse romande), le PRD s’est concentré sur des moyens plus
classiques pour mener sa campagne : affiches, annonces et conférences de presse
concernant des thèmes d’actualité. Il a également mis un CD d’informations (accès aux
positions du parti, liste des cours disponibles…) à la disposition de ses candidats. Le
coût de la campagne a été évalué à environ 1,3 million de francs. Avec un budget
n’atteignant même pas le million de francs pour sa centrale nationale, l’UDC a choisi
une stratégie décentralisée et laissé une grande autonomie aux sections cantonales. La
centrale devait avant tout fournir la documentation relative aux positions du parti, des
classeurs d’information aux candidats, de même que transmettre de l’information par
courriel. Dans les dernières semaines de la campagne, l’UDC s’est toutefois illustrée
avec une affiche condamnant la politique « de la gauche et de ses amis » qui était
supposée protéger les criminels. Cette affiche faisait clairement l’amalgame entre
l’immigration et la criminalité, parlant notamment de « mafia albanaise brutale ». Le
Haut Commissariat des Nations Unies pour les réfugiés a réagi en exprimant sa
préoccupation face à cette dérive du débat. L’UDC a immédiatement qualifié ce
commentaire « d’intolérable ingérence » d’une organisation internationale dans le
débat interne d’un Etat souverain. 17

Une présence croissante des conseillers fédéraux, active ou passive, dans la campagne
électorale a caractérisé ce scrutin. Outre les attaques directes contre les ministres
d’autres partis, c’est l’engagement partisan qui semblait avoir pris de l’importance.
Ainsi, si les membres du gouvernement figuraient déjà sur des affiches dans les années
1970, la dimension partisane de cette participation a été perçue comme plus accentuée
en 2003. Les membres du PRD et de l’UDC se sont engagés de manière classique en
participant à des manifestations de leurs formations. Le PS a utilisé l’image de sa
ministre des affaires étrangères. Le PDC a le plus eu recours aux services de ses
ministres. Ainsi Ruth Metzler et Joseph Deiss ont très activement participé à la
campagne itinérante menée à travers tout le pays. A chaque escale, au moins un des
deux ministres devait être présent afin de prendre contact avec la population et
participer à la présentation des candidats locaux. Le fait que les thèmes de la campagne
électorale soient proches des dossiers traités dans leurs départements respectifs a
encore accentué cette impression de fusion entre les ministres et leur parti. Cet
engagement partisan a atteint des dimensions qui n’ont pas manqué de faire réagir
certains anciens ministres qui, sans condamner catégoriquement tout engagement, ont
souligné qu’une politisation excessive du collège gouvernemental pourrait poser
quelques problèmes. D’une part, en s’affichant comme représentants exclusifs de leurs
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partis, les ministres risquaient d’y être étroitement associés par les citoyens et ainsi de
perdre une part de leur légitimité de représentant de tous les Suisses. D’autres part,
une trop grande implication partisane pourrait nuire à la collaboration avec les autres
membres du collège, une fois les élections passées. 18

Aussenpolitik

Aussenpolitik

En début d’année, le Conseil fédéral a rendu public son rapport de politique extérieure
2000. Ce dernier dresse un portrait de la situation internationale et propose les
futures pistes à suivre pour le gouvernement. Face à la globalisation, à la construction
européenne en contrepoids de la prédominance américaine, aux migrations, à la
pauvreté et aux enjeux de l’ère numérique, le rapport met en avant une coopération
internationale qui n’entame ni l’indépendance, ni la marge de manœuvre de la Suisse.
Parmi les objectifs annoncés: ceux d’une adhésion à l’ONU et d’une réouverture des
négociations en vue d’une entrée dans l’Union Européenne (UE), alors imaginée pour la
magistrature 2003-2007. Le rapport met aussi l’accent sur l’importance d’une
participation helvétique au nouvel espace européen de sécurité dit «de Schengen»,
projet que la responsable du Département fédéral de Justice et Police Ruth Metzler a
défendu en priorité auprès de ses homologues européens durant l’année sous revue.

Anticipant sur sa position monolithique vis-à-vis du contre-projet à l’initiative
populaire «Oui à l’Europe», le Conseil des Etats s’est montré critique envers le
rapport fédéral. Les vœux gouvernementaux pour une adhésion à terme à l’UE ne l’ont
pas convaincu, si bien que les sénateurs, par 25 voix contre 13, ont pris acte du rapport
sans l’approuver. Deux mois plus tôt, la commission de politique extérieure des Etats
avait déjà choisi cette option, à 8 contre 3. Au but explicite d’une adhésion
européenne, la chambre haute préfère des horizons plus variés, comprenant
notamment des accords bilatéraux et l’éventualité d’un nouvel Espace économique
européen (EEE). Le rapport a été mieux accueilli au National. A l’exception de l’aile
blochérienne des parlementaires UDC – fermement opposée aux objectifs de l’ONU et à
une adhésion à l’UE – et d’une minorité radicale préconisant de prendre acte du
rapport sans approuver, la majorité a donné son aval au texte gouvernemental (98
contre 40). 19

BERICHT
DATUM: 14.06.2001
FRANÇOIS BARRAS

Zwischenstaatliche Beziehungen

Au début de l’année, Pascal Couchepin a entrepris un voyage de cinq jours en Corée du
Sud accompagné par une importante délégation d’industriels et de financiers. Lors de
cette visite, le ministre de l’économie a signé un mémorandum d’entente sur la
coopération économique. De retour en Suisse, il a déclaré avoir été surpris par la
formidable puissance industrielle de ce pays mais s’interroger sur la concrétisation de
la libéralisation économique accomplie au plan législatif. Flavio Cotti s’est rendu en
Roumanie pour une visite officielle d’un jour et a assuré les autorités de Bucarest du
soutien de la Suisse à la candidature roumaine pour la présidence de l’OSCE en 2001. Le
ministre des transports Moritz Leuenberger a rencontré ses homonymes européens à
Varsovie. Au cours d’une visite de travail de deux jours, Arnold Koller et le ministre
hongrois de l’intérieur Sandor Pinter ont signé à Budapest un accord de lutte contre la
criminalité. Pour sa part, Ruth Metzler s’est rendu pour des visites de politesse
successivement au Liechtenstein, en Autriche, en France, en Italie, puis en Allemagne. A
l’occasion de ce dernier voyage, elle a signé avec le ministre de l’Intérieur Otto Schily,
une déclaration visant à renforcer la coopération entre les deux pays dans le domaine
de la lutte contre la criminalité organisée. Pascal Couchepin a effectué une visite de six
jours au Brésil accompagné d’une délégation mixte. Il y a rencontré le président
Fernando Henrique Cardoso et s’est exprimé en faveur de davantage d’échanges avec le
Mercosur, notamment à travers l’AELE. Directement après, le ministre de l’économie
helvétique a entamé une visite de trois jours aux USA où il s’est entretenu de
coopération économique avec plusieurs personnes de l’administration Clinton. La
présidente de la Confédération, Ruth Dreifuss, s’est déplacée en automne à Helsinki où
elle a rencontré le président finlandais Martti Ahtisaari. 20

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.1999
FRANÇOIS HUGUENET
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A l’issue du conflit, Berne a envoyé un représentant permanent à Pristina pour prendre
la tête d’une mission suisse au Kosovo. Jusqu’alors, la Confédération traitait ses
affaires dans la région depuis son ambassade de Belgrade. Le titre exact de ce futur
« consulat général » ou de cette « représentation » n’est pas encore déterminé, la
Suisse voulant en effet éviter de déplaire à la République fédérale de Yougoslavie et ne
pas contredire l’ONU. La Confédération a également décidé d’ouvrir pour la première
fois une représentation diplomatique en Macédoine à Skopje. Peu avant la fin du
conflit, Joseph Deiss avait effectué une visite d’un jour en Macédoine et assuré les
autorités du soutien, notamment financier, de la Suisse. Le chef du DFAE est retourné
dans les Balkans au mois de juillet où il a pu en particulier s’entretenir avec
l’administrateur civil des Nations Unies, Bernard Kouchner et Hashim Thaci, premier
ministre du gouvernement provisoire du Kosovo. Au mois de novembre, c’est la
Conseillère fédérale Ruth Metzler qui a effectué le voyage de Pristina pour rencontrer à
nouveau Bernard Kouchner et se rendre compte de la situation sur place. En décembre
à Skopje, Ruth Metzler a signé avec les autorités macédoniennes une déclaration
d’intention concernant la coopération policière. 21

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 11.12.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Ruth Metzler-Arnold s’est rendue aux Etats-Unis en février et s’est entretenue avec le
ministre américain de la Justice John Ashcroft. Les discussions concernant la lutte
contre le terrorisme et la collaboration entre les deux pays se sont poursuivies avec la
visite du ministre américain à Berne. Il a loué l’attitude des banques suisses en matière
de blocage de fonds. Un accord de coopération en matière de poursuite pénale a été
signé en septembre. Il vise à faciliter les échanges d’investigateurs dans la lutte contre
le terrorisme. 22

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2002
ROMAIN CLIVAZ

Lors de son voyage en Asie du Sud-Est, Ruth Metzler-Arnold en a profité pour signer
trois accords approuvés par le Conseil fédéral : un traité bilatéral d’entraide judiciaire
en matière pénale, un accord de réadmission ainsi q’un accord sur l’échange de
stagiaires. Après celui signé avec Hong Kong, le traité d’entraide judiciaire est le
deuxième avec un pays asiatique. 23

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.07.2002
ROMAIN CLIVAZ

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Gegen den Willen des Bundesrats überwies der Ständerat eine Motion Hess (fdp, OW),
die eine Änderung des bäuerlichen Bodenrechts verlangt. Unter anderem sollte es neu
möglich sein, Grundstücke im Zonengrenzbereich zu arrondieren. Laut Bundesrätin
Metzler sei dies aus raumplanerischer Sicht jedoch ausserordentlich problematisch, da
man auf diesem Wege dem Ausfransen der Bauzone in die Landwirtschaftszone
Vorschub leiste und der raumplanerische Grundsatz der klaren Trennung zwischen
Bauzone und Nicht-Bauzone ausgehebelt würde. (Zum bäuerlichen Bodenrecht siehe
auch hier.) 24

MOTION
DATUM: 18.03.2002
MAGDALENA BERNATH

Bodenrecht

Nachdem der Nationalrat im vergangenen Jahr eine Motion seiner UREK zur
Vereinheitlichung im Baurecht überwiesen hatte, entschärfte der Ständerat nun diesen
Vorstoss und verabschiedete ihn als Postulat beider Räte. Pfisterer (fdp, AG)
bemängelte die Fristsetzung, die viel zu kurz greife. Briner (fdp, SH) sah die
Kompetenzen der Kantone zu stark tangiert. Im Einvernehmen mit Bundesrätin Metzler
einigte sich die Ständekammer auf den Weg des kooperativen Föderalismus: der Bund
soll mit Mustererlassen, Empfehlungen und Richtlinien zur Verminderung der Kosten
beitragen, die durch Probleme im Baurecht entstehen. 25

POSTULAT
DATUM: 08.03.2000
DANIEL BRÄNDLI
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Ständerat Dettling (fdp, SZ) fragte den Bundesrat in einer Interpellation, ob die
Publikationspflicht im Immobiliarsachenrecht, das seit sieben Jahren in Kraft sei, zu
mehr Transparenz im Immobilienmarkt geführt habe und ob der Aufwand dafür nicht zu
hoch sei. Bundesrätin Metzler hielt fest, dass der Bund den Kantonen die Art der
Publikation nicht vorschreibe. Sie könnten auch andere Mittel als das Amtsblatt wählen,
beispielsweise das Internet. Der Ersatz der geltenden Vorschrift bilde kein Tabu für den
Bundesrat. Falls sich bei der für die nächste Legislatur geplanten Revision des
Immobiliarsachenrechtes ein politischer Konsens für eine weitgehende Öffnung des
Grundbuches ergäbe, könne in der Folge auf die Veröffentlichung des
Grundeigentumerwerbs in der heutigen Form verzichtet werden. Daraufhin reichte
Dettling eine parlamentarische Initiative ein, die statt einer generellen
Publikationspflicht der wesentlichen Daten des Grundstückserwerbs ein Einsichtsrecht
ins Grundbuch verlangt. 26

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 06.03.2001
MAGDALENA BERNATH

Der Nationalrat stimmte auf Antrag seiner Rechtskommission einer Änderung des
Bundesgesetzes über den Erwerb von Grundstücken durch Personen mit Wohnsitz im
Ausland mit 126:1 Stimmen zu. Die auf eine Initiative Epiney (cvp, VS) zurückgehende
Änderung sieht vor, dass Handänderungen unter Ausländerinnen und Ausländern und
Verkäufe von Miteigentum bei Ferienwohnungen künftig nicht mehr zu den
Kontingenten zählen. Bundesrätin Metzler bestätigt, dass sich die Lockerungen kaum
auswirkten, da mit Ausnahme des Wallis kein Kanton seine Kontingente ausgeschöpft
habe. Die Stellungnahme des Bundesrates fällt positiv aus. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.11.2001
MAGDALENA BERNATH

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Als Richtungskampf innerhalb des Bundesrates wurde der Beschwerdeentscheid des
EJPD interpretiert, der Privatspitälern in den Kantonen St. Gallen und Basel-Stadt ohne
Bedarfsnachweis für Halbprivat- und Privatbetten Anrecht auf Spitallistenplätze und
somit auf einen Sockelbeitrag aus der sozialen Krankenversicherung zugestand. Dieser
Entscheid löste bei Fachleuten Kopfschütteln aus. Sie meinten, eine sinnvolle und
kostendämpfende Spitalplanung sei unter Ausschluss der Halbprivat- und
Privatabteilungen nicht machbar. Bei den Kantonen zeigte man sich insbesondere
verärgert darüber, dass der gleiche Bundesrat, der jetzt mit der Rechtsprechung des
EJPD die Planung der Kantone durchlöchere, im laufenden Projekt des EDI zur Revision
des KVG eine umfassende Planung für alle Spitäler und Abteilungen verlange und
vorsehe, dass die Kantone künftig öffentlichen und privaten Spitälern für alle
Abteilungen gleiche Subventionen zu leisten haben. Informierte Quellen erklärten, es
gebe im Bundesrat zwei widersprüchliche Tendenzen. Innenministerin Dreifuss
verlange eine Gesamtplanung aller Spitäler, da nur so die Kosten in der sozialen
Krankenversicherung kontrollierbar seien; demgegenüber wolle Bundesrätin Metzler –
wie schon ihr Vorgänger Koller – mit der Beschwerdepraxis ihres Departements einen
planungsfreien Privatspitalbereich schaffen. 28

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI

Medizinische Forschung

Am 12. März gelangte die 1994 eingereichte Volksinitiative „für eine menschenwürdige
Fortpflanzung“ zur Abstimmung. Obgleich das Parlament im Sinn eines indirekten
Gegenvorschlags 1998 ein eigentliches Fortpflanzungsgesetz verabschiedet hatte,
welches dem Anliegen der Initianten weitgehend entgegen kam, konnten sich diese
doch nicht entscheiden, ihr Begehren zurückzuziehen. Zu wichtig war ihnen ihre
Forderung nach einem Verbot der In-vitro-Fertilisation und der Samenspende.

In den Wochen vor der Abstimmung bröckelte die ursprünglich recht breite, von
einzelnen Politikerinnen und Politikern von der CVP bis zur SP reichende Unterstützung
deutlich ab. Insbesondere distanzierten sich namhafte Initiantinnen und Initianten vom
Volksbegehren, so etwa Bundesrat Joseph Deiss, die Präsidentin der CVP-Frauen,
Brigitte Hauser, und der Basler SP-Ständerat Plattner; sie vertraten die Auffassung, der
1992 angenommene Verfassungsartikel und das neue Fortpflanzungsmedizingesetz von
1998 böten genügend Gewähr, um Missbräuche zu verhindern. Deutliche Worte fand

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.03.2000
MARIANNE BENTELI
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auch Bundesrätin Metzler: Die angestrebten Verbote gingen viel zu weit, denn der
Kinderwunsch unfruchtbarer Paare sei legitim und Ausdruck der persönlichen Freiheit
und des Rechts auf Selbstbestimmung; eine Annahme der Initiative würde lediglich zu
einem Fortpflanzungstourismus und letztlich zu einer Zweiklassenmedizin führen. Sie
verwies auf den geltenden Verfassungsartikel und das Gesetz, welche unter anderem
die Leihmutterschaft, das Klonen sowie die Embryonen- und die Eispende verbietet.
Damit habe die Schweiz weltweit die strengsten Regelungen in diesem Bereich. Sukkurs
erhielt die Initiative schliesslich nur noch von den rechtskonservativen Parteien EDU
und SD. Die Grünen und die EVP zeigten sich gespalten. Alle anderen Parteien und die
massgebenden Verbände gaben geschlossen die Nein-Parole aus

Bei dieser Ausgangslage war es keine Überraschung, dass die Initiative mit 71,9% Nein-
Stimmen klar verworfen wurde. Am deutlichsten war die Ablehnung in den Kantonen
Waadt und Genf (mit je 84,8%), gefolgt von Jura (80,7%), Neuenburg (80,1%), Wallis
(79,2%), Freiburg (78,5%) und Nidwalden (75,6%). Am ehesten fand die Initiative
Unterstützung in den Kantonen Obwalden, Basel-Stadt und Tessin, wo aber ebenfalls
Nein-Mehrheiten von über 60% erreicht wurden 

Abstimmung vom 12. März 2000

Beteiligung: 42,2%
Ja: 539 795 (28,2%) / 0 Stände
Nein: 1 371 372 (71,8%) / 20 6/2 Stände

Parolen:
– Ja: SD (1*), EDU.
– Nein: FDP, CVP, SP (1*), SVP (2*), LP, EVP (5*), CSP, PdA, FP; Economiesuisse, Schweiz.
Evang. Kirchenbund.
Stimmfreigabe: GP (4*), Lega; Schweiz. Bischofskonferenz.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 

Die Vox-Analyse dieses Urnengangs zeigte, dass die Ablehnung in der bürgerlichen Mitte
am stärksten war, während sich sowohl im rot-grünen als auch im rechtskonservativen
Lager bis zu 15 Prozentpunkte mehr Ja-Stimmen ausmachen liessen. Bei den
soziodemographischen Merkmalen bestanden praktisch keine signifikanten
Zusammenhänge mit dem Stimmentscheid. Keinen Einfluss auf das
Abstimmungsverhalten hatte insbesondere die Konfession. (Die Medien hatten am Tag
nach der Abstimmung angesichts der Resultate in den vorwiegend katholischen
Kantonen noch einen Zusammenhang mit der Konfession vermutet.) 29

Sozialversicherungen

Erwerbsersatzordnung (EO)

Der Ständerat zeigte sich vorerst weniger grosszügig. Einstimmig überwies er in der
Herbstsession eine Motion Spoerry (fdp, ZH) (Mo. 99.3269), nach welcher bloss die
Lohnfortzahlung durch den Arbeitgeber während des achtwöchigen Arbeitsverbots
vorgeschrieben werden sollte. Zwei Standesinitiativen der Kantone Genf und Jura (Kt.Iv.
99.303, 00.302) sowie einer parlamentarische Initiative Brunner (sp, GE) (Pa.Iv. 99.424),
die einen vierzehnwöchigen, vom Arbeitgeber bezahlten Mutterschaftsurlaub
verlangten, wurde hingegen keine Folge gegeben, ebenso wenig wie einer
parlamentarischen Initiative Beerli (fdp, BE) (Pa.Iv. 99.461), die während 14 Wochen eine
Grundentschädigung zu Lasten der Erwerbsersatzordnung anregte. Im Anschluss an die
Debatte verkündete Bundesrätin Metzler, dass ihr Departement bis Anfang 2001 im
Auftrag des Bundesrates eine Vorlage ausarbeite, welche ebenfalls eine
Lohnfortzahlung durch den Arbeitgeber vorsehe. Die Dauer der Fortzahlung werde
voraussichtlich nach Dienstalter abgestuft sein. Möglicherweise war es diese Drohung
eines allein von den Arbeitgebern finanzierten Mutterschaftsurlaubs von mehr als acht
Wochen, die den Ständerat in der Wintersession veranlasste, mit 24 zu 17 Stimmen die
Motion des Nationalrates mit ihrem Modell einer Mischfinanzierung anzunehmen.
Gleichzeitig überwies er ein Postulat seiner SGK mit der Bitte um einen Bericht über die
verschiedenen Finanzierungsmöglichkeiten einer Mutterschaftsversicherung (Po.
00.3597). Drei Standesinitiativen der Kantone Freiburg, Genf und Neuenburg (Kt.Iv.
00.310, 00.309, 00.312) die verlangten, die Schweiz solle das ILO-Abkommen 103 über
den Mutterschutz ratifizieren, wurde mangels gesetzlicher Grundlage keine Folge

MOTION
DATUM: 13.12.2000
MARIANNE BENTELI
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gegeben. 30

Berufliche Vorsorge

Mit der in Expertenkreisen nicht ganz unerwarteten, aber – da weder mit der Eidg. BVG-
Kommission noch mit den Sozialpartnern abgesprochen – doch als überstürzt
empfundenen Ankündigung, wegen der anhaltend schlechten Börsenlage den
Mindestzinssatz auf den BVG-Guthaben noch im laufenden Jahr von 4% auf
voraussichtlich 3% senken zu wollen, entfachte der Bundesrat am 3. Juli einen Sturm
der Entrüstung. Die Empörung wurde noch heftiger als bekannt wurde, dass der
Entscheid nach einer direkten Intervention der Rentenanstalt bei den Bundesräten
Villiger und Metzler erfolgt war, während das für die autonomen Pensionskassen
zuständige EDI dafür plädiert hatte, einen allfälligen Entscheid erst vorzunehmen, wenn
die vom BSV in Erhebung begriffenen Zahlen und Daten über die Vermögens-, Ertrags-
und Reservenlage aller Pensionskassen und Sammelstiftungen bekannt und die
Experten der Eidg. BVG-Kommission konsultiert seien. Im Parlament verlangten die SGK
beider Kammern und die WAK des Nationalrates vom Bundesrat die Bereitstellung der
für einen Entscheid unerlässlichen Grundlagen sowie die Konsultation der BVG-
Kommission und des Parlaments. Die Fraktionen der SP und der GP forderten die
umgehende Einberufung einer Sondersession. Ende August fand auf dem Bundesplatz
in Bern eine von den Gewerkschaften organisierte Kundgebung statt, an der über
12'000 Teilnehmende gegen den „Rentenklau“ protestierten. Der Vorwurf des
Rentenraubs wurde dadurch bestärkt, dass sich die grossen Sammelstiftungen
(insbesondere die Allfinanzfirmen) beharrlich weigerten offen zu legen, wohin die
grossen Börsengewinne der späten 80er und der ersten Hälfte der 90-er Jahre
geflossen sind oder die Informationen nur tröpfchenweise lieferten. Zudem wurde
kritisiert, dass es der Bundesrat in all den Boomjahren nie für nötig erachtet habe, den
Mindestzinssatz zu erhöhen, dass er nun aber, nach zwei mageren Börsenjahren schon
bereit sei, rasch und massiv zugunsten der Privatversicherer einzugreifen. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.07.2002
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Die konsequente Haltung des Bundesrates fand im Parlament nicht nur Zustimmung. Im
Ständerat lösten zwei Vorstösse des Freiburger FDP-Abgeordneten Cornu eine längere
Debatte aus. Mit einer Motion verlangte er ein jährliches Sonderkontingent von 10 000
Arbeitsbewilligungen für die High-Tech-Industrie, um so die Wettbewerbsfähigkeit der
Schweizer Spitzentechnologie sicherzustellen. In einer gleichzeitig behandelten
dringlichen Interpellation verwies er auf die Schwierigkeiten der Landwirtschaft,
genügend billige Arbeitskräfte aus dem EWR-Raum zu rekrutieren. Die von Nationalrat
und Tabakproduzent Fattebert (svp, VD) öffentlich zugegebene Beschäftigung von
polnischen Schwarzarbeitern wollte er zwar nicht entschuldigen, lastete die illegale
Beschäftigung aber weniger den Landwirten als vielmehr der starren Haltung des
Bundesrates an. Unterstützung fand Cornu nicht nur bei seiner Partei, sondern auch
bei den beiden SP-Abgeordneten Brunner (GE) und Studer (NE); letzterer meinte, in der
Ausländerpolitik sei nicht mehr Ideologie, sondern Pragmatismus gefragt. Bundesrätin
Metzler stellte sich gegen jede Lockerung. Der Bund könne nicht über die Kantone
hinweg 10 000 Spitzenkräfte in einer einzigen Branche zulassen; schon jetzt müsse er
nämlich dafür sorgen, dass traditionelle Firmen genügend Fachleute erhielten. Was die
Landwirtschaft betrifft, reichte Metzler den „schwarzen Peter“ an die Bauern weiter,
die sich in den letzten Jahren aus unerfindlichen Gründen geweigert hätten,
Landarbeiter aus Portugal einzustellen. Die Motion wurde mit 13 zu 11 Stimmen nur
knapp abgelehnt. 32

MOTION
DATUM: 20.06.2001
MARIANNE BENTELI

Zusammen mit der Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren setzte
Bundesrätin Metzler Mitte Jahr eine Steuergruppe zu Kriminalität und Sicherheit im
Migrationsbereich ein. Sie soll dafür sorgen, dass die von der Arbeitsgruppe
„Ausländerkriminalität“ im Jahr 2001 vorgeschlagenen Massnahmen umgesetzt werden.
Dazu gehören Integrationsförderung, verstärkte Kontrollen, nationale und
internationale Kooperation sowie umfassende Information. 33

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 15.07.2003
MARIANNE BENTELI
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Asylpolitik

Das im Vorjahr von Vertretern der Schweiz und Italiens unterzeichnete
Rückübernahmeabkommen, in dem sich Italien verpflichtet, illegal in die Schweiz
eingereiste Flüchtlinge, die vorher durch sein Land transitiert sind, wieder zurück zu
nehmen, muss vor seiner Ratifizierung noch die Hürde des italienischen Parlaments
nehmen. Beim Antrittsbesuch von Bundesrat Deiss bei seinem italienischen
Amtskollegen und bei einem Arbeitsbesuch von Bundesrätin Metzler in Rom sagte die
italienische Regierung aber zu, den Vertrag allenfalls bereits vor der Ratifizierung
anzuwenden. Beamte des BFF erklärten dazu, Italien nehme bereits jetzt freiwillig
zwischen 40 und 50% der illegalen Immigranten wieder bei sich auf. Das Abkommen mit
Italien sowie ein analoges mit Frankreich wurden zusammen mit drei weiteren
Abkommen über die polizeiliche Zusammenarbeit mit diesen beiden Staaten von
beiden Kammern angenommen. 34

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.04.1999
MARIANNE BENTELI

Anfangs Juni, als täglich über 300 Neuankömmlinge einreisten, erwog der
Sicherheitsausschuss des Bundesrates (Metzler, Ogi und Deiss) Notmassnahmen zu
ergreifen. Diese sollten darauf abzielen, die Schweiz als Fluchtland weniger attraktiv zu
gestalten, etwa durch die Errichtung von Barackenlagern und eine Senkung der
Leistungen im Sozialbereich, insbesondere in der medizinischen Betreuung, sowie
durch die Einbindung der hier anwesenden Verwandten in die (finanzielle)
Verantwortung für ihre Familienangehörigen. Als vor allem die Medien diese Haltung des
Bundesrates fast ausnahmslos als ein – angesichts des drängenden Elends dieser
Flüchtlinge – unwürdiges innenpolitisches Schauspiel kritisierten, krebste Metzler eine
Woche später in der Fragestunde des Nationalrates zurück und erklärte, Notrecht
würde nur als Ultima ratio eingesetzt, wenn die Strukturen, die beim Krieg in Bosnien
aufgebaut worden seien, insbesondere die Betreuung einzelner Unterkünfte durch
Militär, nicht ausreichen sollten. 35

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.06.1999
MARIANNE BENTELI

Ende August traf sich Bundesrätin Metzler auf dem Bürgenstock (LU) mit den
Innenministern der Nachbarländer zu einem Gedankenaustausch über die Asyl- und
Ausländerpolitik. Die Diskussionen drehten sich vor allem um die Rückkehr der
Kosovaren in ihre Heimat, die Ausschaffung von Problemfällen sowie eine
Harmonisierung der Visumspraxis. Beschlossen wurde eine enge Zusammenarbeit bei
der Rückführung der Kosovo-Flüchtlinge sowie die Konstituierung einer Arbeitsgruppe
unter Einbezug des Nicht-Schengen-Staates Schweiz zur gegenseitigen Information in
den Bereichen Schlepperwesen und Geldwäscherei. 36

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 27.08.1999
MARIANNE BENTELI

Eine andere Motion der CVP-Fraktion, die eine Überprüfung der Betreuungs- und
Fürsorgestandards in der Asylpolitik verlangte, wurde auf Antrag des Bundesrates, der
laufende Abklärungen im Rahmen der Arbeitsgruppe „Finanzierung Asylwesen“ geltend
machte, nur als Postulat angenommen. Eine Motion des Zürcher SVP-Abgeordneten
Fehr, [98.3426] die eine Beschränkung der staatlichen Fürsorgeleistungen auf legal
anwesende Asylbewerber forderte und illegal eingereiste, „papierlose“ und
abgewiesene Personen davon ausnehmen wollte, wurde mit 76 zu 54 Stimmen
verworfen. Auch hier begründete der Bundesrat seinen Antrag auf Ablehnung mit dem
Hinweis auf die Arbeitsgruppe, deren Ergebnisse vorerst abgewartet werden sollten.
Eine von Loretan (fdp, AG) eingereichte Motion zur Internierung weggewiesener
Ausländer und straffällig gewordener Asylsuchender wurde mit 26 zu 5 Stimmen
deutlich gutgeheissen. Bundesrätin Metzler hatte sich unter anderem mit dem Verweis
auf die Europäische Menschenrechtskonvention vergebens gegen den Vorstoss
gewehrt. 37

MOTION
DATUM: 31.12.1999
MARIANNE BENTELI

Bereits im Vorjahr hatte der Bund den Zeitpunkt der Rückreise für die während dem
Kosovo-Konflikt vorläufig aufgenommenen Personen auf den 31. Mai des Berichtsjahres
festgesetzt. Ende Februar wurde ein Rückübernahmeabkommen mit Albanien
unterzeichnet, welches die Rückreise der Kosovaren über albanisches Gebiet regelt. Im
März schlossen neun Staaten (Albanien, Bosnien-Herzegowina, Deutschland, Italien,
Kroatien, Österreich, Slowenien, Ungarn und die Schweiz) ein multilaterales
Transitabkommen, das die visumsfreie Rückkehr der Flüchtlinge auf dem Landweg
erlaubt. Mit der zivilen UNO-Verwaltung im Kosovo (Unmik) unterzeichnete Bundesrätin
Metzler bei einem Besuch Anfang April ein „Memorandum of Understandig“, welches die

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.04.2000
MARIANNE BENTELI
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Modalitäten der Rückführungen beinhaltete. Mitte April wurden erstmals seit
Kriegsende 58 straffällige resp. „renitente“ Personen unter starkem Polizeigeleit nach
Pristina geflogen. Der Leiter der Unmik appellierte an die Schweiz, Kosovoflüchtlinge
nicht in grosser Zahl zwangsweise auszuschaffen, da das Gebiet noch weit von
beruhigten Verhältnissen entfernt sei und die massive Rückkehr von „Personen mit
gewalttätiger Vergangenheit“ die Lage weiter destabilisieren könnte. 38

Im Juli unterzeichnete Bundesrätin Metzler ein Rückübernahmeabkommen mit
Österreich und Liechtenstein. Metzler bezeichnete derartige Abkommen mit den
Nachbarländern als etwas unbefriedigenden Ersatz für die Nichtbeteiligung der Schweiz
am Schengen- Abkommen der EU sowie am Dubliner Erstasylabkommen, das den
meisten EU-Staaten ermöglicht, Asylsuchende ohne Verfahren an jene Staaten zu
überstellen, in denen sie erstmals ein Asylgesuch eingereicht haben. 39

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 04.07.2000
MARIANNE BENTELI

Seit einigen Jahren gerät die Asylrekurskommission (ARK) zunehmend unter Druck der
politischen Rechten. Nationalrat Fehr (svp, ZH) reichte zusammen mit 65
Mitunterzeichnenden eine Motion ein, die vom Bundesrat als Sofortmassnahme den
Erlass von Ordnungsvorschriften verlangte, die eine „gesetzestreue“ Form des
Rekurswesens sicherstellten. Fehr warf der ARK vor, durch eine fragwürdige bis
unverantwortliche Praxis „dem Missbrauch des Asylrechts Vorschub“ zu leisten.
Bundesrätin Metzler erklärte, die Aufsicht über die ARK sei gewährleistet, insbesondere
auch durch die Geschäftsprüfungskommissionen des Parlaments. Gesetzesänderungen
seien immer möglich, doch bis es allenfalls so weit sei, müsse die Unabhängigkeit der
ARK respektiert werden. Mit 62 zu 42 Stimmen wurde die Motion abgelehnt. Die ARK
hatte sich den Zorn der Rechtsbürgerlichen zugezogen, weil sie u.a. die
„Drittstaatenregelung“, wie sie die Verordnung zum neuen Asylgesetz vorsah, für nicht
zulässig erklärte. Bisher wurde der Aufenthalt in einem „sicheren“ Drittland toleriert,
ohne dass der Asylbewerber, wenn der dort kein Asylgesuch eingereicht hatte, deshalb
vom Verfahren ausgeschlossen wurde. Die neue Verordnung wollte verlangen, der
Asylsuchende müsse belegen, dass er „ohne Verzug“ durch das Drittland transitiert sei.
Die ARK befand, das Gesetz gebe keine Grundlage, um von der alten Praxis
abzuweichen. Auf Kritik vor allem bei der FDP stiess auch der Entscheid der ARK,
Röntgenaufnahmen zur Bestimmung des Alters von Asylsuchenden nicht als
Rechtsmittel zu anerkennen. 40

MOTION
DATUM: 05.10.2000
MARIANNE BENTELI

Das BFF macht sich offenbar schon längere Zeit Gedanken darüber, ob der von der
Schweiz praktizierte Flüchtlingsbegriff noch zeitgemäss ist. Nach der traditionellen
Interpretation der Genfer Flüchtlingskonvention, die in Europa nur noch Deutschland
und die Schweiz (sowie in geringerem Mass Frankreich und Italien) anwenden, wird
einer Person nur Asyl gewährt, wenn sie von staatlichen oder quasistaatlichen Organen
verfolgt wird (Zurechenbarkeitstheorie). Das UNO-Hochkommissariat für Flüchtlinge
(UNHCR) propagiert dagegen seit mehreren Jahren angesichts gewandelter politischer
Realitäten die Schutztheorie, wonach Personen auch Asyl erhalten sollen, wenn die
Verfolgung von regierungsfeindlichen Kräften ausgeht. Auslöser für dieses Umdenken
waren die Ereignisse in Algerien, wo fundamentalistische Gruppen gezielte Massaker an
gewissen Bevölkerungsgruppen durchführten. Gemäss BFF wäre für eine
Praxisänderung keine Gesetzesrevision nötig, da sich das Schweizer Asylgesetz auf die
(völkerrechtlich direkt anwendbare) Flüchtlingskonvention bezieht und damit nur die
Fluchtgründe, nicht aber den Verfolger erwähnt . Die Erwägungen des BFF riefen
Ständerätin Beerli (fdp, BE) und Nationalrätin Heberlein (fdp, ZH) auf den Plan, die in
Interpellationen das BFF verdächtigten, eine Aufweichung des Asylbegriffs am
Parlament „vorbeischmuggeln“ zu wollen; sie vertraten die Ansicht, eine derartige
Neuausrichtung müsste Gegenstand der laufenden Asylgesetzrevision sein. Im Ständerat
stützte Bundesrätin Metzler die Auffassung des BFF, wonach das Schutzmodell mit dem
Wortlaut des Gesetzes vereinbar ist, weshalb der Bundesrat keine Gesetzesänderung
beantragen werde. Der einzige materielle Unterschied einer Praxisänderung wäre, dass
Personen, die wegen ihrer Gefährdungslage heute nur vorläufig aufgenommen werden,
von Anfang an den Asylstatuts erhalten, was ihre Integration in die Gesellschaft und den
Arbeitsmarkt ermöglichen würde, wodurch sich auch die Fürsorgekosten senken
liessen. Sie sagte aber zu, die Frage in der Botschaft zur Asylgesetzrevision zu
thematisieren, fügte allerdings bei, der Flüchtlingsbegriff nach Genfer Konvention sei
„nicht verhandelbar“, weshalb sie sich nicht vorstellen könne, dass sich die Schweiz bei
ihrer Interpretation über längere Zeit von der internationalen Staatengemeinschaft

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.09.2001
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entferne. 41

Im September leitete der Bundesrat dem Parlament seinen Entwurf für die Revision des
Asylgesetzes zu. Zentrales Element ist die sogenannte Drittstaatenregelung.
Grundsätzlich soll auf Gesuche von Asylsuchenden, die sich vor der Einreise in die
Schweiz in einem sicheren Drittstaat aufgehalten haben und dorthin zurückkehren
können, gar nicht eingetreten werden. Eine Ausnahme soll nur für Asylsuchende
gemacht werden, die enge Familienangehörige in der Schweiz haben. Die von Experten
als völkerrechtswidrig kritisierte bloss 24-stündige Beschwerdefrist im beschleunigten
Asylverfahren und an den Flughäfen soll auf fünf Arbeitstage ausgedehnt werden. Als
weitere wichtige Neuerung will die Regierung einen besonderen Rechtsstatus für
vorläufig aufgenommene Bürgerkriegsflüchtlinge und Härtefälle einführen. Erscheint
deren Wegweisung nach abschlägig beantwortetem Asylgesuch auf lange Sicht
unzumutbar oder völkerrechtlich unzulässig, soll es künftig eine „integrative
Aufnahme“ geben. Der neue Status gewährt den Betroffenen einen besseren Zugang
zum Arbeitsmarkt und stellt sie in Bezug auf den Familiennachzug Ausländern mit einer
Aufenthaltsbewilligung grundsätzlich gleich. Zudem erhalten sie Unterstützung beim
Erlernen einer Landessprache und eines Berufes. Ursprünglich hatte der Bundesrat
vorgesehen, ihnen nach sechs Jahren eine reguläre Aufenthaltsbewilligung zu
gewähren, doch hatten sich die Kantone quergestellt, weil sie damit für die
Fürsorgekosten zuständig geworden wären. Um Druck auf die Kantone auszuüben,
Wegweisungen von abgewiesenen Asylbewerbern konsequent zu vollziehen, erhalten
die Kantone künftig vom Bund nur noch Globalpauschalen für die von den
Asylsuchenden verursachten Fürsorgekosten. Nach einem Wegweisungsentscheid will
der Bund die Kantone nur noch für eine durchschnittliche Aufenthaltsdauer
entschädigen; bleibt der Abgewiesene länger, muss der Kanton für die Kosten
aufkommen. Bei der Präsentation der Botschaft bestritt Bundesrätin Metzler jeglichen
Zusammenhang mit der abstimmungsreifen SVP-Initiative; dennoch wiesen fast alle
Medien und Kommentatoren auf Parallelen hin. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.09.2002
MARIANNE BENTELI

Anfangs Jahr reiste Bundesrätin Metzler nach Senegal, um mit der dortigen Regierung
ein Transitabkommen zu vereinbaren. Die Vereinbarung sollte der Schweiz
ermöglichen, abgewiesene westafrikanische Asylsuchende mit unklarer Identität nach
Dakar zu transportieren. Im Transitbereich des Flughafens sollte mit Hilfe
westafrikanischer Diplomaten innerhalb von 72 Stunden versucht werden, die Identität
festzustellen. Im Erfolgsfall sollten die Asylbewerber direkt in ihr westafrikanisches
Herkunftsland ausgeschafft, bei negativem Ergebnis in die Schweiz zurückgebracht
werden. Das Abkommen kam nach langem Ringen zustande, offiziell ohne dass die
Schweiz dafür Gegenleistungen zugestimmt hätte. Im senegalesischen Parlament regte
sich aber unerwartet heftiger Widerstand gegen das Abkommen, das deswegen letztlich
scheiterte. 43

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 11.01.2003
MARIANNE BENTELI

Auch der Bundesrat zog offensichtlich die Konsequenzen aus dem knappen
Abstimmungsresultat, das ein tiefes asylpolitisches Malaise artikuliert hatte, und
beschloss, verstärkt auf abschreckende Massnahmen zu setzen. Künftig sollten
Asylsuchende, auf deren Gesuch nicht eingetreten wurde, als illegal anwesende
Ausländer gelten und dementsprechend keine Sozialhilfe mehr erhalten, sondern nur
noch die in der Verfassung verankerte Nothilfe (Fürsorgestopp). Von dieser
Massnahme, welche 2003 rund 7800 Personen betroffen hätte, erhoffte sich der
Bundesrat jährliche Einsparungen von 77 Mio Fr., eine Zunahme der freiwilligen
Ausreisen sowie eine Einbusse der Attraktivität der Schweiz als Asyldestination.
Asylbewerber mit positivem Eintretensentscheid aber mit letztlich abgelehnten
Asylgesuch sollten vom Fürsorgestopp vorderhand nicht betroffen sein. Einen
ähnlichen Vorschlag hatte der Bundesrat bereits früher (2000) gemacht, war aber am
Widerstand der Kantone gescheitert, die moniert hatten, dies würde nur zu einer
Verlagerung der Kosten führen, da die Kantone und Gemeinden für die Nothilfe
zuständig sind. Auch die nationale Asylkonferenz, die auf Vorschlag der Stadt Zürich
Anfang April stattfand, konnte die Bedenken der Kantone und Städte nicht zerstreuen.
Der Bundesrat beharrte aber auf seiner Absicht. Um die Massnahme möglichst rasch
umsetzen zu können, verpackte er diese Änderung der Asylgesetzgebung ins
Entlastungsprogramm 2003 (EP 03). Gleichzeitig schlug er im EP 03 noch zwei weitere
Elemente vor, die in dieser Form ebenfalls nicht in seinem Entwurf zur
Asylgesetzrevision enthalten gewesen waren. Auf das Asylbegehren von Personen, die
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bereits erfolglos in einem EU- oder EWR-Land ein Gesuch gestellt haben, soll nicht
mehr eingetreten werden, womit sie automatisch unter den Fürsorgestopp fallen.
Zudem beantragte er, im Ausländergesetz (ANAG) einen neuen Haftgrund einzuführen:
Wer die Mitwirkungspflicht verletzt, weil er sich zum Beispiel bei der Papierbeschaffung
passiv verhält, soll für maximal neun Monate in Ausschaffungshaft genommen werden
können. Diese Massnahmen sollten im Dringlichkeitsverfahren verabschiedet werden.
Die Linke zeigte sich ob dem Vorgehen empört. Es gehe weniger um eine finanzielle
Entlastung, als vielmehr um eine im EP 03 völlig systemfremde Verschärfung der
Asylgesetzgebung; der Dringlichkeitsweg verunmögliche zudem ein Referendum vor
Ablauf eines Jahres. Auch in den Reihen der CVP machte sich Skepsis breit.
Insbesondere wurde bezweifelt, ob Inhaftierungen zu Einsparungen führen können. Die
SPK des Nationalrats zeigte sich ebenfalls wenig erfreut darüber, dass man auf diese
Weise wesentliche Punkte der Revision ihrer Vorberatung entzog.
Im Ständerat wurde den Neuerungen bei den Nichteintretensgründen und der
Inhaftierung stillschweigend zugestimmt. Beim Fürsorgestopp beantragte Brunner (sp,
GE), darauf zu verzichten, unterlag aber mit 29 zu 3 Stimmen. Ein Antrag Germann (svp,
ZH), den Bund bis zum Vorliegen gültiger Reisepapiere in der Verantwortung zu
belassen, wurde mit 32 zu 7 Stimmen abgelehnt; es wurde argumentiert, damit würden
die Einsparungen praktisch vergeben. Im Nationalrat stellte Leutenegger Oberholzer
(sp, BL) den Antrag, die ganze Übung abzubrechen; sie fand die Unterstützung der
geschlossenen SP und GP sowie von vier CVP-Vertretern und zwei Mitgliedern der
EVP/EdU-Fraktion, scheiterte aber mit 93 zu 60 Stimmen. Die Verschärfung bei der
Inhaftierung wurden mit 111 zu 66 Stimmen, die Ausweitung beim Nichteintreten
oppositionslos und der Fürsorgestopp mit 117 zu 60 Stimmen gutgeheissen. Da die SVP
eine Überwälzung auf die Kantone verhindern wollte, stimmte sie in einer zweiten
Abstimmung einem Antrag Genner (gp, ZH) zu, auf die Systemänderung zu verzichten.
Dieser Antrag wurde mit 95 zu 82 Stimmen angenommen.
Um doch noch Einsparungen im Asylbereich zu erreichen, präsentierte der Ständerat
daraufhin einen Kompromissvorschlag. Der Systemwechsel sollte vorgenommen
werden, allerdings in einer für die Kantone etwas weniger einschneidenden Form. Er
präzisierte, in welchem Ausmass der Bund eine allfällige Nothilfe übernimmt.
Insbesondere legte er fest, dass der Bundesrat die Nothilfepauschale aufgrund einer
zeitlich befristeten Kostenüberprüfung und nach Konsultation der Kantone anpassen
wird. Diese Lösung bringt noch 120 Mio Fr. Einsparungen für die Jahre 2004-2006. Im
Nationalrat beantragte Leutenegger Oberholzer (sp, BL) erneut, den Fürsorgestopp
nicht im Rahmen des EP 03 zu beschliessen, unterlag aber mit 120 zu 71 Stimmen.
Abgelehnt (mit 103 zu 89 Stimmen) wurde aber auch ein Antrag Zuppiger (svp, ZH), den
Fürsorgestopp auch auf Asylsuchende mit abgelehntem Gesuch auszudehnen. Davon
wären rund 25 000 Personen pro Jahr betroffen gewesen. Metzler erklärte, eine
derartige Massnahme würde in den Kantonen erst recht Ängste auslösen und sei
deshalb im jetzigen Zeitpunkt politisch nicht durchsetzbar. Da die Differenzen beim EP
03 nicht wie vorgesehen in der Herbstsession bereinigt werden konnten, verzichtete
der Bundesrat auf die von ihm ursprünglich angestrebte Dringlichkeit, weil er
angesichts der abweichenden Beschlüsse die entsprechenden Verordnungsentwürfe
nicht in die Vernehmlassung geben konnte. Die Inkraftsetzung erfolgt deshalb auf den 1.
April 2004. Damit kam der Bundesrat auch einem von Seiten der Kantone geäusserten
Wunsch nach einer längeren Vorbereitungsphase zur Umsetzung nach. 44

2001, auf dem Höhepunkt der Diskussionen um die „Papierlosen“ (oft abgewiesene
Asylbewerber, die nicht in ihre Heimat zurückkehren können oder wollen, die aber auch
nicht als Gruppe vorläufig aufgenommen wurden) hatte Bundesrätin Metzler eine
Härtefallregelung erlassen. Unter gewissen Bedingungen (lange Aufenthaltsdauer in der
Schweiz, fortgeschrittene Integration, gute Führung) konnten die Kantone für diese
Fälle beim Bund eine humanitäre Aufnahme beantragen. Die Kantone verhielten sich
ganz unterschiedlich. Am meisten Gesuche reichte der Kanton Waadt ein, von denen
rund 800 bewilligt wurden. Aber auch die anderen Westschweizer Kantone machten oft
von der Möglichkeit Gebrauch, während mehrere Deutschschweizer Kantone wie
Zürich, Aargau und die beiden Basel das Instrument nie benutzten. Bis Mitte August des
Berichtsjahres wurden 1849 Gesuche gestellt, 625 bewilligt und 999 abgelehnt. Ohne
vorgängige Konsultation der Kantone und ohne Begründung setzte Bundesrat Blocher
nun per Ende Jahr die Härtefallregelung kurzerhand ausser Kraft. 45

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 20.08.2004
MARIANNE BENTELI
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Familienpolitik

Die Rechtskommission des Ständerates ging daraufhin noch einmal über die Bücher. Sie
hielt an ihrer liberalen Haltung (14 Wochen straffreier Abbruch) fest, schlug aber einen
Mittelweg zwischen den Beschlüssen des Nationalrates (Fristenlösung ohne Wenn und
Aber) und dem CVP-Schutzmodell vor. Demnach sollte die Frau schriftlich eine
körperliche oder seelische Notlage geltend machen, und die behandelnden Ärzte
gesetzlich verpflichtet werden, die betroffenen Frauen eingehend auf die
medizinischen Risiken und auf die bestehenden Beratungsmöglichkeiten hinzuweisen;
ein Zwang zur Beratung sollte aber nicht bestehen. In letzterem Punkt folgte die kleine
Kammer mit 21 zu 19 Stimmen und gegen den erneut von Bundesrätin Metzler zum
Ausdruck gebrachten Wunsch des Bundesrates, der sich bereits im Vorjahr für das
Modell der CVP ausgesprochen hatte, ihrer Kommission. Im Entgegenkommen an die
CVP fügte sie aber noch einige Verschärfungen ein. Der straffreie
Schwangerschaftsabbruch soll nur in den ersten 12 Wochen erlaubt sein (Antrag Pfister,
svp, SG), und die zu einem Abbruch berechtigten Stellen seien von den Kantonen zu
bezeichnen (Antrag Schmid, svp, BE). 46

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.09.2000
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beschloss, die im Vorjahr vom Parlament beschlossene und mit einem
Referendum bekämpfte Fristenregelung und die Volksinitiative „Für Mutter und Kind“,
die ein rigides Abtreibungsverbot in der Verfassung verankern wollte, gemeinsam und
ohne weitere Vorlagen am 2. Juni dem Volk vorzulegen. Mit Ausnahme der EDU lehnten
alle Parteien die Volksinitiative ab. Während SP und FDP die Fristenregelung aber
geschlossen unterstützten, zeigten sich CVP und SVP gespalten. In beiden Parteien
wurde die Fristenregelung von den mehrheitlich männlichen
Delegiertenversammlungen abgelehnt, während sowohl die CVP- wie die SVP-Frauen ihr
zustimmten. 10 Kantonalsektionen der SVP und sechs der CVP beschlossen die Ja-
Parole. Ebenfalls uneinig zeigten sich die Landeskirchen: der Evangelische Kirchenbund
(SEK) lehnte die Initiative ab und stimmte der Fristenregelung zu, die katholische
Bischofskonferenz (SBK) sprach sich klar gegen die Fristenregelung aus, gab aber keine
Empfehlung zur Initiative ab.

Das Abstimmungsergebnis fiel deutlicher aus als erwartet. Mit fast 82% Nein-Stimmen
wurde die Initiative förmlich abgeschmettert, und zwar in allen Kantonen. Mit knapp
über 30% Ja-Stimmen erzielte sie höchstens im Wallis so etwas wie einen
Achtungserfolg. Auch die Kantone Uri, Appenzell Innerrhoden, Obwalden und Schwyz,
die 1985 der ähnlichen Initiative „Ja zum Leben“ zugestimmt hatten, lehnten sie mit
Nein-Stimmen-Anteilen zwischen 70 und 75% deutlich ab. Positiver als angenommen
fiel das Resultat bei der Fristenregelung aus, die mit über 72% Ja-Stimmen
gutgeheissen wurde. Im Vergleich zur Abstimmung über die erste
„Fristenlösungsinitiative“ (1977) zeigten sich einerseits Parallelen, andererseits
manifestierte sich aber auch ein bedeutender gesellschaftlicher Wandel. Jene Kantone,
die bereits 25 Jahre zuvor einer Liberalisierung zugestimmt hatten, gehörten auch jetzt
zu denen mit den höchsten Ja-Anteilen: Genf (87,8%), Waadt (85%), Neuenburg
(85,4%), Basel-Stadt (81,8%), Basel-Landschaft (79,8%), Zürich (77,5%) und Bern (73,5).
Am deutlichsten hatten seinerzeit die Innerschweiz und alle katholischen Stände die
Initiative verworfen. Davon blieben jetzt nur gerade zwei Kantone übrig (Appenzell
Innerrhoden und Wallis). Damit fand der Wandel vor allem in den katholischen Gebieten
statt.

Abstimmung vom 2. Juni 2002

Volksinitiative „für Mutter und Kind – für den Schutz des ungeborenen Kindes und für
die Hilfe an seine Mutter in Not“

Beteiligung: 41,7%
Ja: 1 578 870 (18,2%) / 0 Stände
Nein: 352 432 (81,8%) / 20 6/2 Stände
Parolen:
– Ja: EDU
– Nein: FDP, SP, CVP, SVP (3*), GP, LP, PdA, CSP; SGB; SEK
– Stimmfreigabe: EVP, SD
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 

Änderung des Schweizerischen Strafgesetzbuchs (Schwangerschaftsabbruch)

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 02.06.2002
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.21 18ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Beteiligung: 41,8%
Ja: 1 399 545 (72,2 %)
Nein: 540 105 (27,8%) /
Parolen:
– Ja: FDP, SP, GP, LP, PdA, CSP; SGB; SEK
– Nein: CVP (6*), SVP (11*), EVP, EDU; SBK
– Stimmfreigabe: SD
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 

Die Vox-Analyse der Abstimmung zeigte, dass nicht so sehr die CVP, wie am Abend der
Abstimmung immer wieder gesagt, als vielmehr die nationale SVP von ihrer Basis im
Stich gelassen wurde. Nur gerade 41% der SVP-Sympathisanten lehnten die
Fristenregelung ab, während es bei der CVP immerhin fast zwei Drittel waren. Wenig
schmeichelhaft für die CVP-Spitze war aber, dass trotz der Parole vom doppelten Nein
34% ihrer Anhänger der Volksinitiative zustimmten. Diese beiden Feststellungen
wurden dahingehend interpretiert, dass das „katholisch-konservative Element“ an der
CVP-Basis nach wie vor sehr stark zu sein scheint, auch wenn sich der Abstand
zwischen Katholiken und Protestanten gegenüber 1977 verringert hat. Keine
signifikanten Unterschiede im Stimmverhalten wurden zwischen den Landesteilen und
bei den Merkmalen, Alter und Siedlungsart ausgemacht. Hingegen zeichnete sich eine
deutliche Kluft zwischen Stimmenden ab, die sehr religiös sind, und denjenigen, die es
weniger oder gar nicht sind. Erstere waren übrigens die einzige sozio-demographische
Gruppe, welche die Fristenregelung ablehnte (70% Nein, bei gleichzeitig 63% Ja zur
Initiative).

Bundesrätin Metzler nahm den Ausgang des Urnengangs sichtlich zufrieden zur
Kenntnis, betonte aber, das klare Ja dürfe nicht als Banalisierung des
Schwangerschaftsabbruchs interpretiert werden. Sie erachte das Ja vielmehr als
Zustimmung zu einem Weg, dessen wesentliche Elemente die Prävention, Aufklärung
und die Unterstützung von Frauen in Notlagen sind. Noch am Abstimmungssonntag rief
sie in einem von Bundesrätin Dreifuss mitunterzeichneten Brief die Kantone dazu auf,
die verschiedenen Präventions- und Anlaufstellen weiter und wenn möglich stärker zu
unterstützen. Die Fristenregelung trat auf den 1. Oktober in Kraft, doch konnten nicht
alle Kantone rechtzeitig die notwenigen Vollzugsmassnahmen treffen (Bezeichnung der
Spitäler und Praxen, in denen Schwangerschaftsabbrüche durchgeführt werden
dürfen). 47

In der Wintersession behandelte der Nationalrat als erster das neue Bundesgesetz über
die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare. Damit können sich
homosexuelle Paare auf dem Zivilstandsamt eintragen lassen und werden so im
Erbrecht, im Ausländerrecht, im Sozialversicherungsrecht, bei der beruflichen Vorsorge
sowie im Steuerrecht den Ehepaaren gleichgestellt. Eine Auflösung der Partnerschaft
muss mit richterlichem Beschluss erfolgen und ist erst nach einem Jahr der Trennung
möglich. In der Eintretensdebatte sagte Bundesrätin Metzler, das Gesetz setze ein
Zeichen der Toleranz und helfe Diskriminierungen abzubauen. Sie betonte aber, das
neu geschaffene Rechtsinstitut sei nicht mit der Ehe gleichzusetzen, sondern lediglich
die rechtliche Absicherung von Lebensgemeinschaften zweier erwachsener Menschen.
Gegen Eintreten sprachen sich die SVP sowie die EVP/EDU-Fraktion aus. Die SVP
kritisierte, mit dem neuen Gesetz werde nur ein unnötiger neuer bürokratischer
Apparat aufgezogen. Grundsätzlicher gegen das Gesetz wandte sich die EDU: die
gleichgeschlechtliche Lebensweise sei widernatürlich und widerspreche der
Schöpfungsordnung Gottes. Als falsches Signal wertete auch die EVP die neue
Rechtsform, weil sie als eigentliche Alternative neben die Ehe gestellt werde. Eintreten
wurde mit 125 zu 55 beschlossen. Ein Antrag aus der CVP, die Anerkennung der
Partnerschaft nur in Form einer notariellen Erklärung zu ermöglichen, wurde in
ähnlichem Stimmenverhältnis abgelehnt.  (Zum Druck, den die katholischen Bischöfe
der Schweiz vor der Beratung der Vorlage auf die CVP ausübten, siehe hier.)

In der Detailberatung gab vor allem die Frage zu reden, ob den gleichgeschlechtlichen
Paaren auch die Möglichkeit der gemeinsamen Adoption eines Kindes offen stehen soll.
Bundesrätin Metzler begründete das vom Bundesrat vorgeschlagene Verbot der
Adoption sowie den verweigerten Zugang zur medizinisch assistierten Fortpflanzung
damit, dass man nicht einem Kind rechtlich zwei Mütter oder zwei Väter zuordnen
sollte, da damit die bisherigen Prinzipien des Kindesrechts durchbrochen würden.
Demgegenüber plädierten zwei links-grüne Kommissionsminderheiten dafür, das
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Verbot ganz zu streichen oder zumindest die Adoption von leiblichen Kindern eines
Partners oder einer Partnerin zuzulassen, wenn sich dies für das Wohl des Kindes
vorteilhaft erweist. Diese Anträge wurden mit 111 zu 72 resp. 116 zu 56 Stimmen
abgelehnt. Die Vorlage passierte die Gesamtabstimmung mit 118 gegen 50 Stimmen. Die
Neinstimmen stammten von der geschlossenen EDU/EVP-Fraktion, von einer Mehrheit
der SVP- sowie einer Minderheit der CVP-Fraktion. Vor der Abstimmung hatte ein
Vertreter der EDU erklärt, seine Partei werde gegen das Gesetz das Referendum
ergreifen; SVP und EVP distanzierten sich mehr oder weniger klar von der
Referendumsankündigung der EDU. 48

Kinder- und Jugendpolitik

Ebenfalls in Motionsform verlangte Nationalrat Berberat (sp, NE), der Bundesrat solle
dem Parlament die nötigen gesetzlichen Massnahmen vorschlagen, damit die Schweiz
ihre Vorbehalte gegenüber dem UNO-Übereinkommen über die Rechte des Kindes
zurückziehen kann. Bundesrätin Metzler erklärte, es sei ein Ziel des Bundesrates, die
Vorbehalte so rasch als möglich zurückzunehmen. In allen Bereichen, die von den
Vorbehalten erfasst werden, seien seit der Ratifizierung Gesetzesreformen angepackt
worden. Da sich diese aber noch in verschiedenen Verfahrensstadien befinden,
beantragte sie erfolgreich Umwandlung in ein Postulat. Abschliessend sprach Metzler
Artikel 5 der Konvention an, wo auf Antrag der ständerätlichen Kommission ein
Vorbehalt bezüglich des Vorrangs der elterlichen Gewalt formuliert worden war. Sie
erinnerte daran, dass der Bundesrat stets die Auffassung vertreten habe, dass dieser
Vorbehalt rechtlich nicht zwingend sei. Da sich die Rechtslage seit Genehmigung der
Konvention nicht geändert habe und sich kaum ändern werde, interpretiere der
Bundesrat die Motion auch in der Postulatsform als verbindliches Signal der
Bundesversammlung, den Vorbehalt bei nächster Gelegenheit zurückzuziehen.
Andernfalls müssten die Räte ausdrücklich ein Festhalten an diesem Vorbehalt
beschliessen. 49

MOTION
DATUM: 20.03.2001
MARIANNE BENTELI

Menschen mit Behinderungen

In der Herbstsession behandelte der Ständerat das Bundesgesetz über die Beseitigung
von Benachteiligungen behinderter Menschen (Behindertengesetz, BehiG). Es
herrschte Einigkeit darüber, dass die Situation der körperlich, geistig und psychisch
behinderten Menschen verbessert werden muss. In der Detailberatung folgte die kleine
Kammer im wesentlichen dem Vorschlag des Bundesrates. In einzelnen Punkten kam sie
jedoch den Vorschlägen der Dachorganisation der privaten Invalidenhilfe (DOK)
entgegen. So soll das Beschwerderecht nicht nur gesamtschweizerischen, sondern auch
Behindertenorganisationen von gesamtschweizerischer Bedeutung zugestanden
werden. Nicht durchsetzen – und zwar mit 32 resp. 31 zu 6 Stimmen – konnten sich
Anträge der beiden SP-Abgeordneten Studer (NE) und Brunner (GE), den
Geltungsbereich des Gesetzes auf das Erwerbsleben und die Ausbildung auszudehnen,
wie dies auch die DOK in der Vernehmlassung gefordert hatte. Abgelehnt wurde auch
der Antrag der Kommission, die Beschränkung der Entschädigung bei Diskriminierung
(maximal 5000 Fr. nach bundesrätlichem Vorschlag) zu streichen und diese Frage den
Richtern zu überlassen. Mit Unterstützung von Bundesrätin Metzler machte Merz (fdp,
AR) demgegenüber geltend, diese Aufhebung wecke die Ängste des Gewerbes und wäre
nicht konsensfähig. Das Gesetz, das einstimmig verabschiedet wurde, wird als
indirekter Gegenvorschlag zur Volksinitiative „Gleiche Rechte für Behinderte“ zur
Abstimmung kommen, sofern diese nicht zurückgezogen wird. Ebenfalls einstimmig
gutgeheissen wurde eine Anschubhilfe von 300 Mio Fr. für behindertengerechte
Massnahmen im öffentlichen Verkehr sowie die dafür notwendige Überwindung der
Ausgabenbremse. 50

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 21.07.2001
MARIANNE BENTELI

Diese Ausdehnung stiess im Plenum des Nationalrates auf Widerstand. Loepfe (AI) im
Namen der CVP sowie Föhn (SZ) für die SVP verlangten Rückweisung an die Kommission,
da die finanziellen Auswirkungen, die personalrechtlichen Konsequenzen und die
Kompetenzfragen zwischen Bund und Kantonen noch nicht genügend geklärt seien. Der
Antrag wurde mit 83 zu 77 Stimmen knapp abgelehnt, nachdem Bundesrätin Metzler
erklärt hatte, es wäre politisch nicht klug, die Volksinitiative „Gleiche Rechte für
Behinderte“ ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung zu bringen. In der Detailberatung
krebste die bürgerliche Nationalratsmehrheit im Bereich der öffentlichen Bauten und
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der Mietshäuser wieder weitgehend auf die Linie von Bundesrat und Ständerat zurück
(Verpflichtung der behindertengerechten Ausgestaltung von Altbauten nur bei
umfassenden Sanierungsarbeiten), ebenso bei den Behindertenrechten am
Arbeitsplatz. Gegen die Unterstellung der privaten Arbeitsverhältnisse unter das Gesetz
wehrten sich insbesondere mit Erfolg die beiden Freisinnigen Heberlein (ZH) und
Triponez (BE) mit dem Argument, eine Regulierung würde tendenziell zu einer
Ausgrenzung der Behinderten aus dem Arbeitsprozess führen. Die Kommission unterlag
auch mit ihrem Antrag, im Bereich der Dienstleistungen den Behinderten ein Klagerecht
auf Beseitigung oder Unterlassung von Diskriminierungen einzuräumen; das Plenum
blieb bei einer blossen Entschädigung von maximal 5000 Fr. Einzig im Bereich der Aus-
und Weiterbildung war der Nationalrat zu gewissen Konzessionen bereit. Behinderte
Kinder und Jugendliche sollen von den Kantonen bei der Integration in die Regelschule
gefördert werden, behinderte Menschen generell ein Recht auf eine ihren
Möglichkeiten angemessene Ausbildungsdauer und auf entsprechende Prüfungen
haben sowie spezifische Hilfsmittel verwenden dürfen. Gegen einen Minderheitsantrag
aus den Reihen der SVP, der die Unterstützung von Widrig (cvp, SG) und Triponez (fdp,
BE) fand, stimmte der Nationalrat der Schaffung eines Gleichstellungsbüros zu. 51

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Forschung

Hilfswerke und Nichtregierungsorganisationen setzten auch im Berichtsjahr ihren
Kampf gegen die Patentierung von Leben sowie gegen eine Anpassung des
Patentgesetzes an das EU-Recht fort, welches die Patentierung von gentechnisch
veränderten Zellen und Organen von Menschen, Tieren und Pflanzen beschränkt zulässt.
Im September lancierte eine Koalition von rund 30 Hilfswerken, Umwelt-, Bauern- und
Konsumentenorganisationen eine landesweite Kampagne gegen Patente auf Leben.
Über eine halbe Million Postkarten sollten unter die Bevölkerung gebracht und an
Bundesrätin Metzler als oberste Chefin des Patentwesens geschickt werden. Von den
Schweizer Bundesbehörden wurde gefordert, sich sowohl hinsichtlich der nationalen
Gesetzgebung als auch im internationalen Rahmen gegen Patente auf Tiere, Pflanzen
und Teile des menschlichen Körpers einzusetzen. 52

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.09.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Der Nationalrat überwies eine Motion Neirynck (cvp, VD), die zur Integration
ausländischer Forscherinnen und Forscher eine Erteilung der
Niederlassungsbewilligung B an alle Doktorierenden und der Niederlassungsbewilligung
C an alle Promovierten fordert. Der Motionär hatte geltend gemacht, dass die
Ausweisung ausländischer Forschenden aus der Schweiz nach dem Abschluss ihres
Projekts wenig Sinn mache angesichts des Mangels an gut ausgebildetem Nachwuchs
insbesondere im ETH-Bereich und angesichts der hohen Ausbildungskosten, die in
Doktorandinnen und Doktoranden investiert würden. Auch Bundesrätin Metzler
attestierte der Mitarbeit ausländischer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an
den Hochschulen eine entscheidende Bedeutung für ein ausreichendes
Forschungspotenzial und eine optimale Entwicklung von Wissenschaft und Technologie.
Metzler hatte aber eine Annahme der Motion aufgrund deren unberechenbaren
Auswirkungen auf den Ausländerbestand in der Schweiz abgelehnt und für die
Umwandlung in ein Postulat plädiert. Eine in die gleiche Richtung wie die Motion
Neirynck zielende Empfehlung Berger (fdp, NE) betreffend Integration ausländischer
ETH-Ingenieure wurde vom Ständerat an den Bundesrat überwiesen. Schon im Frühjahr
hatten Mitglieder der E-Commerce-Bewegung First Tuesday in einer Petition an
Bundesrätin Metzler die Überprüfung der Bewilligungspraxis für ausländische IT-
Spezialistinnen und -Spezialisten gefordert. First Tuesday war 1998 in London
gegründet worden und galt als internationaler Marktplatz unter anderem für E-
Business-Ideen und Internet-Start-ups. An einer gemeinsamen Medienkonferenz des
Bundesamts für Ausländerfragen und des BBT nahmen die Bundesbehörden Stellung
zum Informatikermangel. Dabei wurde der Eindruck vermittelt, Medien und Politik
hätten das Problem hochgeschaukelt und mit wenig sinnvollen Lösungsvorschlägen
angegangen. Der Informatikermangel sei jedenfalls kein Problem der Kontingente.
Kontingente für Jahresaufenthaltsbewilligungen seien von November 1998 bis Oktober
1999 nur zu 80 Prozent beansprucht worden. Somit seien nur 13 500 von möglichen
17 000 Bewilligungen erteilt worden, wovon zudem nur rund ein Fünftel
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Informatikerinnen und Informatiker betroffen hätten. Als geradezu grotesk bezeichnete
BBT-Direktor, Hans Sieber, den verschwindend kleinen Frauenanteil von vier Prozent in
dem zukunftsträchtigen Berufsbereich. Im Vergleich zu den USA oder Grossbritannien
mit angehend 50 Prozent Informatikerinnen, schöpfe die Schweiz das Potential der
Frauen nicht aus. 53

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Dieser Zickzackkurs der Kommission war gar nicht nach dem Geschmack des
abtretenden Urner CVP-Vertreters Danioth. Er stellte deshalb im Plenum den Antrag,
die parlamentarische Initiative von alt Ständerat Huber sei an die Kommission
zurückzuweisen mit dem Auftrag, eine neue Vorlage zwecks Streichung des
Bistumsartikels vorzulegen. Der Ständerat teilte zwar die Auffassung, dass der Artikel
die römisch-katholische Kirche völkerrechtlich diskriminiert und deshalb nicht in eine
moderne Verfassung gehört, wollte aber dennoch die Frage erst später lösen.
Bundesrätin Metzler anerkannte das «emotionale Potenzial» der Vorlage, gleichzeitig
erklärte sie, der Bundesrat sei enttäuscht, dass es offenbar nicht gelinge, die letzte
konfessionelle Ausnahmebestimmung rasch aus der Verfassung zu tilgen. Mit 20 zu 18
Stimmen wurde der Antrag Danioth abgelehnt, worauf die oben erwähnte Motion der
SPK ohne weitere Diskussion überwiesen wurde. 54

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.10.1999
MARIANNE BENTELI

Bundesrätin Metzler eröffnete zwei Monate vor der Volksabstimmung vom 10. Juni mit
viel persönlichem Engagement die Abstimmungskampagne zur Aufhebung des
Bistumsartikels in der Bundesverfassung, die National- und Ständerat im Vorjahr
beschlossen hatten. Sie führte aus, kein Staat kenne eine Bewilligungspflicht für
Bistümer. Eine solche Einschränkung des Rechts einer Glaubensgemeinschaft auf
Selbstorganisation und damit der Religionsfreiheit sei nicht gerechtfertigt, namentlich
auch nicht durch das Interesse der öffentlichen Sicherheit – ganz abgesehen davon,
dass die staatliche Kompetenz, Massnahmen zur Wahrung des religiösen Friedens zu
treffen, ohnehin in der Verfassung bleiben wird. Die Streichung der Ausnahmeregelung
sei auch von der Europäischen Menschenrechtskonvention und vom internationalen
Menschenrechtspakt II her geboten. Mit Ausnahme der EDU und der PdA, welche die
Nein-Parole ausgaben, sowie der SD, die Stimmfreigabe beschlossen, folgten alle
politischen Parteien dieser Argumentation.

Weit weniger geeint zeigten sich die kirchlichen Organisationen. Während die
Bischofskonferenz erwartungsgemäss für eine Streichung der Bestimmung eintrat,
taten sich mehrere katholische Laienorganisationen schwer damit, da sie im
Bistumsartikel eine Art Pfand für eine Mitsprache der Kirchenbasis bei
Bischofsernennungen sahen; gegen eine Streichung sprach sich schliesslich aber nur
der Schweizerische Katholische Frauenbund aus. Die reformierte Landeskirche
verzichtete nach längerem Hin und Her auf eine Abstimmungsempfehlung. Obgleich sie
die Information des Bundesrates als einseitig empfand – insbesondere bestritt sie, der
Bistumsartikel sei diskriminierend und menschenrechtswidrig – wollte sie nicht Öl ins
Feuer der konfessionellen Diskussionen giessen; sie plädierte aber erneut für die
Schaffung eines Verfassungsartikels, in dem die Beziehungen zwischen dem Bund und
den Religionsgemeinschaften zeitgemäss geregelt würden. Gegen die Streichung
wehrten sich hingegen evangelikale Splittergruppen. 55
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Medien

Medienpolitische Grundfragen

Der Ständerat überwies eine Motion Reimann (svp, AG) betreffend
Persönlichkeitsschutz im Medienrecht als Postulat, nachdem der Motionär selbst eine
entsprechende Umwandlung des Vorstosses beantragt hatte. Obwohl sich der
Bundesrat gegen eine Verschärfung des Medienrechts stellte, sprach Bundesrätin
Metzler einer Überweisung als Postulat das Wort: Dem Ständerat sei damit die
Möglichkeit gegeben, ein Zeichen zu setzen und sich demonstrativ vor jene
Politikerinnen und Politiker zu stellen, die in jüngster Vergangenheit von den Medien in
persönlichkeitsverletzender Art und Weise angegriffen worden waren. Im Berichtsjahr
war es zu „Schlammschlachten“ unter anderem gegen Bundesrat Villiger im
Zusammenhang mit der Buchpublikation einer ehemaligen Prostituierten gekommen.
Zu Kritik an den Medien gaben im weiteren die Medienberichterstattung über die Affäre
Bellasi, eine beleidigende Photomontage von Bundesrätin Dreifuss auf der Titelseite
des Tessiner Lega-Blattes „Mattino Della Domenica“ sowie ein fiktiver Briefwechsel
zwischen Bundesratskandidatin Rita Roos (cvp, SG) und Bundesrätin Ruth Metzler in „Le
Temps“ Anlass. 56

MOTION
DATUM: 08.12.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Bei den kantonalen Wahlen konnte die SP in allen wählenden Kantonen Sitzgewinne
verzeichnen, insgesamt 22, und war damit im Berichtsjahr klare Wahlsiegerin. Im Wallis
konnte sie mit Peter Bodenmann ausserdem erstmals in die Regierung einziehen. Im
Kanton Genf ist sie nach vierjährigem Unterbruch mit zwei Vertretern erneut in der
Regierung vertreten.

WAHLEN
DATUM: 16.11.1997
EVA MÜLLER

Am Parteikongress vom 24. Oktober in Montreux wurde Parteipräsidentin Koch auf
eindrückliche Weise mit 700 gegen 2 Stimmen im Amt bestätigt. Sie ging mit ihren
Kritikern, allen voran Bodenmann, Hubacher und Daguet, hart ins Gericht und rief die
Partei auf, in Zukunft Kritik bei ihr persönlich oder bei der Geschäftsleitung
vorzubringen. Sie hielt an der Weiterführung der Grundwertdebatte fest, erklärte sich
aber bereit, sich häufiger zu tagespolitischen Themen zu äussern. An dieser Stelle liess
sie verlauten, auf vielseitigen Wunsch doch noch für den Nationalrat kandidieren zu
wollen. 

Nebst den personalpolitischen Fragen legten die SP-Delegierten die programmatischen
Schwerpunkte für das Wahljahr 1999 fest: Arbeit für alle, soziale Sicherheit,
europäische Integration und ökologischer Umbau von Wirtschaft und Gesellschaft. Als
Grundlage dafür sollte das Positionspapier «Aufschwung für alle» dienen, in welchem
sich die Partei zu wirtschaftlichem Wachstum und zu einer Wirtschaftspolitik zur
Sicherung eines nachhaltigen, ressourceschonenden, umweltverträglichen und
dauerhaften Aufschwungs bekannte. Dabei sprach sich die SP für eine Energieabgabe
zugunsten erneuerbarer Energien, für eine antizyklische Ausgabenpolitik, für verstärkte
Investitionen in die Bildung und für eine Geldpolitik der SNB aus, die auf die
konjunkturelle Entwicklung und die Beschäftigungssituation Rücksicht nimmt.
Ausserdem wurde ein Thesenpapier zur Globalisierung verabschiedet, in welchem
verlangt wurde, dass sich der «schrankenlose und zerstörerische Kapitalismus» in
Richtung einer echten sozialen und ökologischen Marktwirtschaft zu verändern habe.
Ferner gab die SP-Schweiz auf Antrag der Jungsozialisten die Ja-Parole zur DroLeg-
Initiative aus, nachdem sich der SP-Vorstand für Stimmfreigabe ausgesprochen hatte. 57
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Die parteiinternen Spannungen und die Kritik an Parteipräsidentin Koch hielten auch im
Berichtsjahr weiter an. Koch hatte angekündigt, eine breit angelegte
Grundwertdebatte zu lancieren und die politischen Inhalte nach dem autoritären
Führungsstil Bodenmanns wieder vermehrt basisdemokratisch zu bestimmen. Die
Situation spitzte sich nach dem Abstimmungswochenende vom 7. Juni zu, als die SP
beim Haushaltsziel 2001, bei der Gen-Schutz-Initiative und bei der Initiative «S.o.S. –
Schweiz ohne Schnüffelstaat» eine dreifache Niederlage erlitt. Teile der SP-Fraktion
und der Gewerkschaftsspitze, die Koch`s Vorgänger Bodenmann nahestehen, warfen ihr
vor, weder inhaltliche Schwerpunkte gesetzt noch Konturen für eine künftige SP-Politik
erkennbar gemacht zu haben. Statt die Partei zu führen, überlasse sie das Feld bei
Themen wie der Kapitalgewinnsteuer oder der Europapolitik der politischen
Konkurrenz. Vorgehalten wurden ihr auch ungenügende Kenntnisse der Sachdossiers
und die fehlenden Kontaktnetze im Bundeshaus. Einer der härtesten Kritiker war Ex-
Generalsekretär Daguet; er zeigte sich besorgt über den Zustand seiner Partei gerade
im Hinblick auf die Wahlen von 1999. Zusätzliche Angriffsflächen lieferte Koch mit ihrer
Abneigung, für die Nationalratswahlen von 1999 zu kandidieren, und ihrem
Rundumschlag gegen das «tyrannische Mediensystem». Der frühere Parteipräsident
Helmut Hubacher ärgerte sich, dass zu wenig über Politik und zu viel über die
Befindlichkeit der Parteipräsidentin gesprochen werde, und bezeichnete Koch als
«ideale Fehlbesetzung».

In der WoZ erschien eine dreizehnteilige Serie von Diskussionsbeiträgen zur Frage «Was
ist mit der Linken los?»
In einer vielbeachteten Beilage der WoZ formulierte Expräsident Bodenmann auf nicht
weniger als acht Seiten Themen und Thesen für eine SP-Politik in der Absicht, eine
inhaltliche Debatte über die Politik der Linken in Gang zu setzen. Für ihn war klar, dass
die SP keine Partei der «neuen Mitte», sondern eine linke Partei sei. Sie habe sich in
den neunziger Jahren klar links der Hauptströmungen in der europäischen
Sozialdemokratie positioniert. Dieser Kurs sei nach Bodenmann beizubehalten, was
nicht ohne zukunftsgerichtete konzeptionelle Grundlagenarbeit möglich sei. 58

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.11.1998
URS BEER

Im April beschlossen die CVP-Frauen mit Zweidrittelmehrheit gegen die Empfehlung
der Parteileitung und der Fraktion die Ja-Parole zur Fristenregelung und unterstützten
damit CVP-Bundesrätin Ruth Metzler. Eine Woche später sagten die Delegierten der
CVP hingegen Nein sowohl zur Fristenregelung als auch zur Volksinitiative "für Mutter
und Kind". Mit der Absage an die Fristenregelung wollten sie ihrem "Schutzmodell", das
ein Beratungsobligatorium vorschreibt, zum Durchbruch verhelfen. 59

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.04.2002
MAGDALENA BERNATH

Drei Wochen vor den Wahlen sprach sich Parteipräsident Philipp Stähelin an einem
ausserordentlichen CVP-Parteitag in Basel mit Nachdruck für starke Mitteparteien und
die Beibehaltung der Konkordanz aus und rechtfertigte damit den zweiten
Bundesratssitz der CVP. Die beiden CVP-Bundesratsmitglieder skizzierten die aus ihrer
Sicht wichtigsten Herausforderungen der kommenden Legislatur: Rentenalter,
Konsolidierung der bilateralen Beziehungen mit der EU, Prioritätensetzung bei den
staatlichen Ausgaben, mehr Wettbewerb und Marktöffnung sowie echte Familienpolitik,
das heisst steuerliche Entlastung der Familien. Die CVP wolle am Rentenalter 65
festhalten; um die Renten zu finanzieren, sollten die Kinder früher eingeschult werden
und junge Erwachsene somit früher die Berufstätigkeit aufnehmen. Praktisch
diskussionslos hiessen die Delegierten schliesslich einen 34 Punkte umfassenden
„Wahlvertrag der CVP mit dem Schweizervolk“ gut. 60

WAHLEN
DATUM: 29.09.2003
MAGDALENA BERNATH

In den eidgenössischen Wahlen gelang es der SVP, 11 zusätzliche Nationalratsmandate
und einen zusätzlichen Ständeratssitz zu erobern. Am Abend des Wahlsonntags
überraschte SVP-Parteipräsident Ueli Maurer die Präsidenten der anderen Parteien vor
laufender Fernsehkamera mit der ultimativ vorgetragenen Forderung, dass bei der
Gesamterneuerungswahl des Bundesrates vom Dezember Christoph Blocher (ZH) zu
wählen sei, ansonsten die SVP aus der Regierung austreten werde. Gegen dieses
Ultimatum regte sich parteiinterner Widerstand. So forderte die Berner SVP eine
allfällige Urabstimmung, sollte sich die SVP Schweiz aus der Regierungsverantwortung
zurückziehen. An einer ausserordentlichen Delegiertenversammlung in Sempach (LU)
bekräftigten die Mitglieder der SVP das Partei-Ultimatum für die Bundesratswahl mit
449:7 Stimmen bei 57 Enthaltungen. Kritische Voten gegen das Vorgehen wurden mit für
die SVP ungewohnt viel Respekt aufgenommen, der Vorbehalt von Bundesrat Samuel
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Schmid, er wolle über sein Verbleiben in der Regierung frei entscheiden, respektiert. In
einem Zusatzbeschluss stützten die Delegierten auf Antrag welscher SVP-Mitglieder
auch die Variante, dass Blocher in der sechsten Wahlrunde den Sitz von SP-Bundesrätin
Micheline Calmy-Rey angreifen solle, falls die SVP zuvor keinen Sitz der CVP erobern
könne; auf den frei werdenden Sitz der Freisinnigen erhob die SVP hingegen keinen
Anspruch. Am 10. Dezember wählte die Vereinigte Bundesversammlung Christoph
Blocher in den Bundesrat; erstmals seit 131 Jahren wurde mit Ruth Metzler (cvp) ein
Regierungsmitglied nicht bestätigt. Tags darauf kündigte die SVP in Inseraten mit dem
Titel „SVP: Wählerauftrag verpflichtet – auch im Bundesrat“ an, auch als gestärkte
Regierungspartei ihrem Programm treu zu bleiben und ihre Doppelrolle als Regierungs-
und Oppositionspartei nicht aufgeben zu wollen. Bei der Departementsverteilung
wurde Christoph Blocher mit der Leitung des EJPD betraut; damit ist er mit der Asyl-
und der Ausländerpolitik für jene Bereiche zuständig, in denen seine Partei bis anhin
besonders deutlich in Opposition zum Bundesrat stand. – Bei den kantonalen
Parlamentswahlen eroberte die SVP 14 zusätzliche Sitze, bei den Regierungsratswahlen
errang sie in Appenzell Ausserrhoden ein zweites Mandat. 61

Obschon die CVP einen aufwändigen Wahlkampf betrieben hatte, musste sie 7
Nationalratsmandate abgeben; besonders hoch waren die Verluste in ihren
traditionellen Stammlanden. Als erste Reaktion auf die Wahlniederlage stellte CVP-
Präsident Philipp Stähelin sein Amt zur Verfügung; die Parteileitung sprach ihm jedoch
das Vertrauen aus. Sie schloss den Rückzug eines ihrer Bundesratsmitglieder zugunsten
von Christoph Blocher (svp, ZH), den SVP-Präsident Ueli Maurer am Wahlabend
gefordert hatte, aus; für die Regierungsbildung stehe die Handlungsfähigkeit des
künftigen Bundesrates im Vordergrund. Dieser Entscheid stiess parteiintern nicht auf
einhellige Zustimmung; so erklärte der ehemalige CVP-Präsident, Ständerat Carlo
Schmid (AI), man käme um einen Bundesrat Blocher nicht mehr herum. Ende Oktober
entschied die CVP-Fraktion mit 33:5 Stimmen, mit beiden Bundesratsmitgliedern zur
Wiederwahl anzutreten und der Vereinigten Bundesversammlung damit die
Entscheidung über die künftige Regierungszusammensetzung zu überlassen. Gemäss
Fraktionschef Jean-Michel Cina (VS) anerkenne die CVP den Anspruch der SVP auf
einen zweiten Bundesratssitz. Ihrer Meinung nach solle die SVP jedoch den Sitz des
zurücktretenden FDP-Bundesrats Kaspar Villiger einnehmen; mit drei Sitzen im
Bundesrat und mit der Bundeskanzlerin sei der gemäss Cina neu formierte Rechtsblock
von SVP und FDP angemessen vertreten. Dieses Vorgehen stiess bei einigen CVP-
Kantonalparteien wie jener von Luzern auf Kritik, weil diese auf die Zusammenarbeit mit
der FDP angewiesen sind. Am 10. Dezember bestätigte das Parlament nicht CVP-
Bundesrätin Ruth Metzler, sondern wählte Christoph Blocher (svp, ZH) in die
Regierung. Die Parteileitung der CVP wies jegliche Mitschuld an der Abwahl ihres
Regierungsmitglieds von sich und erklärte, die CVP wolle ihr Glück in einer „Politik der
radikalen Mitte“ suchen und sich programmatisch erneuern. Die Fraktion werde Ende
Januar 2004 in Klausur gehen und im Frühling einen „Grundsatzparteitag“
durchführen. 62

ANDERES
DATUM: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH

Am Parteitag in Naters bei Brig (VS) forderte der ehemalige SP-Präsident Peter
Bodenmann bei seinem ersten Auftritt an einer nationalen SP-Versammlung seit seinem
Rücktritt vor sieben Jahren eine mutigere Europa-Politik. Nach eingehender Debatte
verabschiedeten die Delegierten ein Positionspapier, das den Bundesrat auffordert,
nach der Inkraftsetzung der Bilateralen II noch in der laufenden Legislaturperiode
Beitrittsverhandlungen mit der EU aufzunehmen; die konkreten Vor- und Nachteile
einer EU-Mitgliedschaft könnten erst nach Abschluss der Verhandlungen beurteilt
werden. In einem Thesenpapier „Umverteilung und Gleichstellung“ billigten die
Sozialdemokraten eine Reihe von Vorschlägen, die von einer Steuerreform über die
Entlastung von Familien, der effektiven Gleichstellung zwischen Mann und Frau bis hin
zur Strukturreform der Altersvorsorge sowie zu Massnahmen gegen die Armut reichten.
Für die Abstimmung vom November gaben die Delegierten mit 297:87 Stimmen die
Nein-Parole zur NFA heraus; es überwogen die Warnungen vor der Gefahr des
Sozialabbaus bei den Behindertenheimen, sollte sich der Bund bei deren Finanzierung
zurückziehen. Diskussionslos stimmte die SP der neuen Finanzordnung zu. Auch beim
Stammzellenforschungsgesetz setzten sich die Befürworter mit 246:101 Stimmen durch;
die Geschäftsleitung hatte aus Respekt gegenüber persönlichen ethischen
Werthaltungen für Stimmfreigabe plädiert, doch zeigte der Appell an die Verantwortung
der Politik von Alt-Bundesrätin Ruth Dreifuss, in deren Amtszeit die Vorlage erarbeitet
worden war, Wirkung. 63

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 25.10.2004
MAGDALENA BERNATH
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Trotz der Wirtschaftskrise konnte sich die SP bei kantonalen Wahlen weiterhin nicht
steigern. Nach den Wahlniederlagen im Aargau und in Solothurn fand eine
innerparteiliche Diskussion über die Ursachen der bereits länger anhaltenden
Schwäche der SP statt. Parteipräsident Christian Levrat zeigte sich überzeugt, dass sich
die SP nicht anders positionieren, sondern vor allem besser verkaufen müsse. Zudem
sei die Mobilisierung der SP-Wähler zurzeit mangelhaft. Der ehemalige SP-Präsident
Peter Bodenmann kritisierte Levrat in einem offenen Brief. Die SP habe einen „fatalen
Kurswechsel“ vorgenommen, indem sie sich auf Themen wie die innere Sicherheit
konzentriert habe, statt auf die soziale Frage. Diese Kritik stiess allerdings innerhalb der
SP auf wenig Zustimmung. 64

WAHLEN
DATUM: 31.12.2009
SABINE HOHL

Linke und ökologische Parteien

Bei den eidgenössischen Wahlen konnten die Grünen die Zahl ihrer
Nationalratsmandate von 9 auf 13 erhöhen. Als Reaktion auf die Drohung der SVP, in die
Opposition zu gehen, falls ihr das Parlament nicht einen zweiten Bundesratssitz für
Christoph Blocher (svp, ZH) zugestehen würde, brachten die Grünen Co-Präsidentin
Ruth Genner (ZH) als Kandidatin für den Bundesrat ins Spiel, um eine allfällige Regierung
mit einer Mitte-links-Mehrheit ohne SVP-Beteiligung zu ermöglichen. Gewählt wurde
Christoph Blocher an Stelle von CVP-Bundesrätin Ruth Metzler. Bei den kantonalen
Wahlen errangen die Grünen insgesamt 5 zusätzliche Sitze. 65
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DATUM: 22.11.2003
MAGDALENA BERNATH
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